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EDITORIAL

„Der durchschnittliche
Bundeskongressdelegierte ist
50 Jahre alt, zu 34,4 Prozent
weiblich und hat zu 94 Prozent
Michael Sommer gewählt“,
rechnete die Pressestelle des
Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB) auf dem 17. Ordent-
lichen Delegiertenkongress, der
vom 27. bis 31. Mai 2002 in Ber-
lin stattfand.

Der „Neue“ zeigte sich ledig-
lich mit den 94 Prozent Zustim-
mung zu seiner Wahl zufrieden,
der Altersdurchschnitt der 400
Delegierten und der Anteil der
Frauen gefiel ihm weniger: „Es
sind noch immer viel zu wenig
Menschen, die sich uns an-
schließen. Es sind Frauen, es
sind junge Menschen, es sind
Hochqualifizierte, und es sind
Menschen, die wir als die mo-
dernen Arbeitskraftunter-
nehmer bezeichnen.“ Das will
Michel Sommer (Foto) ändern.
In seiner Rede vor den Dele-
gierten skizzierte er den Wan-
del der Gewerkschaften zu In-
dustrie- und Dienstleistungs-
organisationen, „die mit vielfäl-
tigen Angeboten, den unter-
schiedlichsten Gruppen und da-
mit auch den verschiedenen
Kulturen der Beschäftigten ge-
recht werden wollen. Die Ein-
heit in der Vielfalt suchen, der
Macht der Organisation die
Kraft der Argumente geben,
Diskussion statt Parole – das ist
unser Weg.“

Mit Michel Sommer, der das
höchste Wahlergebnis eines

Diskussion statt Parole

Erhielt mit
94 % Zustim-
mung das
seit 12 Jah-
ren höchste
Wahlergeb-
nis eines
DGB-Vorsit-
zenden:
Michael
Sommer
Foto: dpa

DGB-Vorsitzenden seit zwölf
Jahren erzielte, verbinden sich
viele Hoffnungen, die deutsche
Gewerkschaftsbewegung nach
den Umbrüchen in Arbeitswelt
und Wirtschaftsleben neu auf-
zustellen. Der ehemalige Post-
arbeiter, der seinen Weg in der
Deutschen Postgewerkschaft
(DPG) gemacht hat und seit
März vergangenen Jahres stell-
vertretender Vorsitzender der
Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft „ver.di“ ist, will
dabei die traditionellen Werte
der Gewerkschaftsbewegung
nicht vergessen, die sich als
Interessenvertreter der Arbeit-

nehmer, Schutzschild der
Schwachen und Solidargemein-
schaft über Standesgrenzen
hinweg versteht. Darin wurde
er auch von Bundespräsident
Johannes Rau bestärkt, der auf
dem Kongress sagte: „Der
Markt ist nötig. Der Markt ist
ein unverzichtbares Instrument.
Der Markt muss nach den Ge-
setzen des Marktes funktionie-
ren. Der Markt taugt aber nicht
als Ordnungsrahmen für ein
ganzes Gemeinwesen, denn der
Markt kann weder Solidarität
ersetzen noch Gerechtigkeit
herstellen.“

hol

Das DGB Trendbaromter
2002 liegt seit Mitte Mai vor.
Diese Untersuchungsreihe be-
obachtet und analysiert im Ab-
stand von zwei Jahren Wahr-
nehmungen, Einstellungen und
Bewertungen der Arbeitneh-
merschaft zu politischen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftli-
chen Entwicklungen einerseits
und zur Arbeit der Gewerk-
schaften andererseits. Interes-
sant beispielsweise die Befra-
gung zur „Grundeinstellung zu
Gewerkschaften“: deutlich po-
sitiver wurden die Arbeitneh-
mervertretungen von Mitglie-
dern bewertet. Deutlich auch
der Anstieg derer, die sich in
der Gewerkschaft eine aktive
Mitarbeit vorstellen können.
Rund 30 % der Nichtmitglieder
erklärten, sie würden „viel-
leicht“ einer Gewerkschaft bei-
treten, wenn sie darauf ange-
sprochen würden.

Tetz

Wer drin
ist, urteilt
positiver
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KURZ BERICHTET

„Wahrlich beeindruckend“
Auch amerikanische Medien

berichteten über die GdP-Spen-
de für die Hinterbliebenen der
New Yorker Polizisten nach dem
Terroranschlag vom 11. Septem-
ber 2001, die der GdP-Vorsitzen-
de Konrad Freiberg am 3. Mai
2002 dem US-Botschafter Dani-
el R. Coats übergeben hatte (s.
DP 6/02, S. 12). Ein amerikani-
scher Bürger, der diese Nachricht
in San Francisco gelesen hatte,
meldete sich nun per Mail bei der
GdP. Er schrieb:

JUNGE GRUPPE für
Internetüberwachung

Die JUNGE GRUPPE (GdP)
engagiert sich stark gegen
Kinderpornografie im Internet.
Insbesondere forderte sie, dass
Ermittlungsbehörden Internet-
verbindungen zu Fahndungs-
zwecken überwachen dürfen.
Hoffnung auf Umsetzung dieser
Forderung gab eine Gesetzesin-
itiative der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion und des Bundesra-
tes, die neben anderen kriminal-
politischen Regelungen die Er-
weiterung des Straftatenkatalogs
im § 100a StPO um Kindesmiss-

Ich möchte allen Ihren Ge-
werkschaftsmitgliedern „Danke-
schön sagen“. Ich habe gerade
gelesen, dass Konrad Freiberg,
der Vorsitzende der GdP, 90.000
EUR dem US-Botschafter Dani-
el R. Coats übergeben hat, um
die Familien der Opfer der Tra-
gödie des 11. September zu un-
terstützen. Ich habe das so ver-
standen, dass das Geld unter
deutschen Polizeibeschäftigten
gesammelt worden ist.

Als Amerikaner, der immer

Am 10.06.02 startete auf den
Videotext-Seiten 895 ff. bei ARD
und ZDF ein gemeinsames Pilot-
projekt des Servicecenters Fahn-
dung (BKA/ ZD 13-1) und der
öffentlich rechtlichen Fernseh-
anstalten – die Videotextfahn-
dung. Grundidee ist die Einrich-
tung einer Fahndungsseite oder
-seitenfolge im Videotext der
ARD und ZDF, auf der polizei-

BKA-PILOTPROJEKT:

brauch und der Verbreitung
von Kinderpornografie vorsieht.
Noch vor der Sommerpause hat
der Bundesrat am 13. Juni dieses
Gesetz nun verabschiedet.

Die JUNGE GRUPPE (GdP)
wird den zuständigen Politikern
dennoch weiter auf den Fersen
bleiben, damit eine unerbittliche
und effiziente Verfolgung von
Kinderpornografie und Kindes-
missbrauch möglich wird.

www.junge-gruppe.de
mabe

Populärste Droge der Techno-
Szene ist immer noch Ecstasy –
das geht aus dem neuesten Dro-
gen- und Suchtberichtbericht der
Bundesregierung hervor. Im ver-
gangenen Jahr stellte die Polizei
4,5 Mio. Pillen sicher – rund 180
Prozent mehr als 2000.

Alarmierend auch die
Raucherstatistik: erstmals rau-
chen in Deutschland mehr Mäd-
chen als Jungen im Kindesalter.
Bereits 28 Prozent der 12- bis 17-
Jährigen greifen zur Zigarette.
Bei Jungen sind es 27 Prozent.

Führungs-
wechsel

Am 24. Mai wurde der neue
Präsident der Polizei-Führungs-
akademie, Klaus Neidhardt, vom
Nordrhein-Westfälischen Innen-
minister, Dr. Fritz Behrens, in
sein Amt eingeführt. Der 49-jäh-
rige Dipl.-Sozialwissenschaftler
tritt die Nachfolge von Prof. Dr.
Rainer Schulte an, der 12 Jahre
dieses Amt bekleidete und nun
– feierlich verabschiedet – in den
Ruhestand treten wird (s. auch S.
18).          Tetz

Klaus Neidhard, neuer Präsident
der Polizei-Führungsakademie

Drogen-
Süchte

noch von dieser Tragödie verfolgt
wird, werde ich daran erinnert,
dass die schreckliche Katastro-
phe die politischen und interna-
tionalen Grenzen überwindet.
Ich empfinde tiefe Dankbarkeit
gegenüber Ihren Mitgliedern, die
die Zeit und die Energie aufge-
bracht haben, um Menschen zu
helfen, die so weit entfernt von
ihnen leben. Das ist wahrlich be-
eindruckend. Danke!

Michael Aust
San Francisco, Kalifornien

liche Fahndungstexte nach Per-
sonen und Sachen sowie die
sachbearbeitende Dienststelle
und Hinweise auf eventuelle Be-
lohnungen veröffentlicht wer-
den. Eingestellte Fahndungen
sind damit zu jeder Zeit weltweit
abrufbar.  ARD und ZDF planen
darüber hinaus eine „interaktive
Verknüpfung“ zur Fahndungs-
sendung „Aktenzeichen XY“.

Fahndungsmeldungen können
in enger Abstimmung mit den
sachbearbeitenden Dienststellen
rund um die Uhr über ein inter-
netbasiertes Redaktionstool ein-
gestellt werden.

Das Servicecenter Fahndung
ermöglicht mit diesem Pilot-
projekt den Bedarfsträgern in
Bund und Ländern die schnelle
und lange angepasste Veröffent-
lichung ihrer überregional be-
deutsamen Fahndungsmeldun-
gen.       H. Schneider

Auch im Erwachsenenalter ho-
len die Raucherinnen statistisch
auf. Ihr Anteil stieg auf 7,2 Mil.,
die männlichen Raucher werden
weniger, es sind jedoch noch im-
mer 9,5 Mio.. Jede fünfte Rau-
cherin zählt darüber hinaus zu
den 1,5 Mio. Alkoholikern in
Deutschland. (siehe auch S. 17)

Besser so!

REAKTION AUS USA AUF GDP-SPENDE:

Fahndung per Videotext

Die Redaktion ist
umgezogen!

In eigener Sache: GdP-Geschäfststelle Berlin
Stromstr. 4
10555 Berlin

Seit dem 24. Juni 2002 ist die
Redaktion (Bundesteil) unter
neuer Adresse zu erreichen:

Tel.: 030 - 39 99 21 114
Fax: z. Zt. noch  0211 - 7104 138
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Desolates aus Berlin

B erlins Innensenator
Erhart Körting freute
sich über den Bush-

Besuch Ende Mai in Berlin.
Wie er in einem Interview dem
Berliner Tagesspiegel mitteilte,
war der Besuch „natürlich mit
einer besonderen Belastung
verbunden, gerade für die Ber-
liner Polizei.“ Aber die Sicher-
heit war gewährleistet. So, wie

rück, doch das Ereignis war
Spitzenmeldungen in allen Me-
dien wert und hat sich aus vie-
lerlei Gründen bei den meisten
ganz gut ins Gedächtnis einge-
graben. Bei mir vor allem we-
gen der hoch anzuerkennenden
Leistungen von über 10.000 Po-
lizistinnen und Polizisten, dank
derer das ausgefeilte Sicher-
heitskonzept erfolgreich umge-
setzt werden konnte. Es war
aufwendig, wie kaum jemals:
Die Hälfte der Polizistinnen
und Polizisten kamen aus ande-
ren Bundesländern. Ein Berli-
ner Sender verkündete zwar, es
waren „10.000 Mann der Poli-
zei“ im Einsatz – ich versichere,
es waren auch jede Menge
Frauen darunter, denen eben-
solche Anerkennung gebührt.
Berlin war jedenfalls an jeder
Ecke grün.

Im Vorhinein waren schon
Gullis versiegelt, der Spree auf
den Grund gegangen, schweres
Gerät herangeschafft, weiträu-
mige Absperrungen vorbereitet
worden. Rund um das Hotel
Adlon schließlich wurden ins-
gesamt 18.000 Zugangs-
berechtigungen kontrolliert.
Die Kolleginnen und Kollegen
schwitzten bei satten 27 Grad
und haben gehofft, dass alles
friedlich bleiben möge. Im We-
sentlichen erfüllte sich ihre
Hoffnung. Ein paar Randalie-
rer sorgten dennoch auch dies-
mal dafür, dass Steine und Fla-
schen flogen und Schaufenster-
scheiben zu Bruch gingen. Und
leider bekamen sie auch in den
Medien wieder ihren Auftritt in
Großformat. Vier Polizisten
mussten ihren Dienst verletzt
abbrechen.

Ob der gewaltige Aufwand in

dem Ausmaße nötig war, soll
hier nicht beurteilt werden. In
Erinnerung möchte ich nur ru-
fen, dass es sehr wohl diffuse
Hinweise auf ernsthafte Stö-
rungen gegeben hat. U. a. die
von Autonomen und Militanten
im Internet angekündigten de-
zentralen Aktionen. In überaus
anzuerkennender Weise haben
die Polizistinnen und Polizisten
eine der schwersten Einsatz-
lagen der letzten Jahre mit Bra-
vour gemeistert. Zumal – wie
ich mich bei meinem Besuch in
der Leitstelle selbst überzeugen
konnte – mit wahrlich keiner
Hauptstadt würdigen Ausstat-
tung.

Und das ist der hauptsächli-
che Grund, warum sich der
Bush-Besuch in meinen Gedan-
ken so hartnäckig hält. Ich war
erschrocken, mit welcher veral-
teten und lückenhaften Ausstat-
tung ausgerechnet die Polizei
der Bundeshauptstadt ihren
ständig wachsenden Aufgaben
gerecht werden muss. Das fängt
an bei den Fahrzeugen, die teil-
weise Urgestein sind, geht über
die kaum noch akzeptable Un-
terbringung der Kolleginnen
und Kollegen und reicht bis hin
zur Technik, deren Stand um
Jahre überholt ist. Es ist beina-
he rätselhaft, wie unter diesen
Rahmenbedingungen und in ei-
ner räumlich geradezu winzigen
und spartanisch ausgestatteten
Leitstelle im konkreten Fall die
10.000 Einsatzkräfte erfolgreich
koordiniert werden konnten.

Kein gutes Aushängeschild
für die Hauptstadtpolizei. Aber
es reicht nicht, das nur zu kon-
statieren. Wir sind fest ent-
schlossen, hier unsere gewerk-
schaftliche Kraft mit einzuset-

zen. Der Berliner Landesbezirk
hat seit Jahren auf die Miss-
stände deutlich aufmerksam ge-
macht und auch in diesem Jahr
u.a. bereits mit einer umfassen-
den Postkartenaktion auf das
Elend den Focus gerichtet. Und
auch der Bundesvorstand der
GdP wird für die Hauptstadt
der Bundesrepublik in Sachen
Ausstattung und Arbeitsbedin-
gungen der Kolleginnen und
Kollegen aktiv werden. Weil es
nicht sein kann, dass die Aufga-
ben immer gehöriger wachsen,
die Kolleginnen und Kollegen
ihre Köpfe hinhalten für das
Ansehen der Bundesrepublik
und ihrer Hauptstadt, anderer-
seits aber der  Berliner Senat
an weiteren Kürzungsplänen
arbeitet.

Es geht dabei nicht einfach
nur um ein Stück mehr Zufrie-
denheit am Arbeitsplatz. Es
geht ans Eingemachte: Wie lan-
ge kann mit diesen fast schon
desolaten Zuständen die innere
Sicherheit noch aufrecht erhal-
ten werden? Dabei geht es üb-
rigens auch um die Sicherheit
der Polizistinnen und Polizisten.
Nur auf ihren Enthusiasmus zu
zählen wäre fatal – der ersetzt
nämlich weder fahruntüchtige
Einsatzwagen noch  steinalte
Funkgeräte und nicht vorhan-
dene Computer.

Hochachtung nochmals an
dieser Stelle allen Einsatz-
kräften  in Berlin, die unter die-
sen Bedingungen täglich Her-
vorragendes in ihrem Dienst
leisten. Und unser Wort darauf:
Wir werden auch als Bundes-
vorstand mit in die Bresche
springen, damit sich hier einiges
ändert.

es bei Scharon, bei Chatami, bei
Putin war – bei Bush wurde der
Sicherheitsbereich noch etwas
weiter gefasst, denn „die ge-
fährdetste Person dürfte das
Staatsoberhaupt der Weltmacht
Nummer 1 sein“, so Erhart
Körting.

Dieser Staatsbesuch liegt
zwar schon einige Wochen zu-

Von Konrad Freiberg



7/2002 Deutsche Polizei  5

FORUM

(Fortsetzung auf Seite 15)

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Zu: „Zugang zu Waffen
wird deutlich er-
schwert“, DP 6/02

Als legaler Waffenbesitzer
habe ich Ihren Bericht – gerade
im Hinblick auf die recht hilflo-
sen Versuche diverser Politiker,
das Weltbild der Öffentlichkeit
nach den schrecklichen Ereignis-
sen vom 26 April wieder gerade
zu rücken – mit regem Interesse
gelesen. Es freut mich, gerade
von der GdP einen vernünftig
recherchierten Beitrag, der frei
ist von falschen Schuldzu-
weisungen und dem unüberleg-
ten Rufen nach strengeren Ge-
setzen, zu lesen. Auch Ihre Über-
legung das Kaliber .22 LfB bei
einer eventuellen Heraufsetzung
der Altersgrenze auszuklam-
mern, zeugt von einer gewissen
Weitsichtigkeit.

Und doch, ich glaube, alle an-
gedachten Gesetzesänderungen
können solche Handlungen wie
die von Erfurt nicht verhindern.
Was z.B., wenn ein Soldat oder
ein Polizist seine möglicherwei-
se vollautomatische Dienstwaffe
zu einer solchen Tat benützt?
Werden diese Behörden dann
mit Keulen ausgerüstet, weil
Schusswaffen ja so gefährlich
sind?

Auch stellt sich mir die Frage
nach den Unterschieden bei
Sport- und Gebrauchswaffen.
Viele Sportwaffen sind überar-
beitete bzw. aufwendiger gefer-
tigte Clone dieser Gebrauchs-
waffen. Der grundlegende Un-
terschied ist der, dass diese Waf-
fen besser treffen; aber auch die-
se Sportwaffen töten, wenn der
Schütze es will. Auch die Kapa-
zität der Magazine zu beschrän-
ken, und den Besitz verbotener
Magazine unter Strafe zu stellen,
wird einen Amokläufer kaum
davon abhalten, sich hochkapa-
zitive Magazine zu beschaffen.
Ich vertrete ganz sicher nicht den
Slogan: jedem Bürger seine Waf-
fe, aber ich halte die z.Z. beste-
henden Waffengesetze für mehr
als ausreichend; wenn sie denn
richtig angewendet werden.

Auch sehe ich eine große Ver-
antwortung bei den Vereinen.
Bei uns muss jeder angehende
Sportschütze einen Lehrgang zu

Schießkunde und Waffenrecht
nachweisen. Er trainiert dann
mind. 6 Monate regelmäßig mit
Vereinswaffen bevor ihm der
Erwerb einer Sportpistole im
Kaliber .22 LfB befürwortet
wird.

Dieses Verfahren hat im
Grunde nur einen Zweck, der
Weg zur Waffe soll unbequem
sein, so unbequem, dass es für
den Scheinanwärter leichter ist,
sich seine Waffe für entsprechen-
des Geld auf dem nächsten
Bahnhof zu kaufen. Wenn die
Behörden in der Lage sind dafür
zu sorgen, dass er sie dort nicht
bekommt, dann ist die Welt ein
wenig sicherer.

Uwe Schmitz, Zülpich

Zu dem Artikel über das
Waffenrecht sind meiner Mei-
nung nach einige Anmerkungen
nötig, da einzelne Kernaussagen
nicht ganz zutreffend sind.

Die Aussage über die Erfurter
StA und die zuständige Verwal-
tungsbehörde stellen meiner
Meinung nach einen der größten
Skandale innerhalb dieser Tragö-
die dar. Die Aussage, dass dieses
Ereignis durch eine Grauzone
innerhalb des Waffenrechts er-
möglicht wurde ist so nicht halt-
bar.

Es ist längst Verwaltungs-
standard, dass auf den zuständi-
gen Genehmigungsbehörden die
Sporthandbücher der jeweiligen
Verbände aufliegen. Die Bedürf-
nisnachweise müssen genau be-
zeichnen, für welche Art von
Schusswaffe sie gelten, in BW so-
gar mit Randnummern aus dem
Sporthandbuch. Jetzt kann und
muss die Behörde die Eignung
der Waffe für die geforderte Dis-
ziplin prüfen. Wie in Erfurt ge-
schehen, gab es keine rechtliche
Grundlage des Bedürfnisses für
eine Vorderschaftrepetier-flinte.
Es ist mir zwar nicht bekannt, wel-
chem Sportverband dieser Schüt-
zenverein angehörte, aber nach
den vorliegenden Informationen
handelte die Behörde gegen das
Waffengesetz, als sie

1. den Eintrag „Flinte, Kal. 12/
70“ fertigte und

2.  auf Telefonanruf das Kali-
ber 12/76 ermöglichte.

Es liegt in diesem Fall ein feh-
lerhafter Verwaltungsakt vor,
nach dem die Waffe sofort von
der Behörde eingezogen werden
kann und muss (siehe § 47, Rück-
nahme und Widerruf, WaffG, i. V.
m. § 48 WaffG).

Der zweite unfassbare Vor-
gang spielte sich mit der Tat-
pistole ab. Die Fristenlösung zum
Eintrag und zur Vorlage bei der
Behörde stellt eine wesentliche
Kontrollinstanz beim Erwerb
dar. Wird diese Frist überschrit-
ten greift sofort die Möglichkeit
der Einziehung nach §55 (1),
Nr.14 WaffG i. V. m. § 56 (1)
WaffG. Werden derartige Pflich-
ten der Behörde einfach nicht
wahrgenommen, wird das Bild
vom „Wilden Osten“ über 10
Jahre nach der Wende erneut
manifestiert. Es existiert offen-
sichtlich doch eine Kluft inner-
halb dieses Staates. Den Angehö-
rigen der Opfer ist eine Klage
gegen die Stadt Erfurt dringend
zu empfehlen!

Deutlich wird dieses Versagen
der Behörden beim Vergleich mit
einem Führerscheinaspiranten,
der bei Vorlage der Prüfbeschei-
nigung zur Klasse 3, Pkw, ohne
Probleme den Lkw-Führerschein
der Klasse 2 erhält und auf Zu-
ruf noch die Klasse 1.

Selbst wenn in der Erwerbs-
genehmigung nur der Text
„Selbstladepistole“ oder „Revol-
ver“ zu finden ist, muss die Be-
hörde weiter prüfen. Erwirbt ein
Schütze jetzt eine Waffe, die nicht
den technischen Anforderungen
des Sporthandbuches entspricht,
muss die Behörde bei der Bestä-
tigung des Erwerbs die vorgeleg-
te Rechnung oder den Kaufver-
trag nochmals auf die Einhaltung
der Kriterien überprüfen. So darf
es nicht möglich sein, für das
25m-Präzisionsschießen ein Re-
volver mit Lauflänge unter 10cm
zu erwerben. Der Schütze kann
dafür kein Bedürfnis nachwei-
sen! Als Folge kann die Waffe
eingezogen werden.

Die Behörden sind in der
Pflicht, ihrer Kontrollaufgabe
wahrzunehmen. Tun sie dies
nicht, handeln sie unverantwort-
lich und müssen zur Rechen-
schaft gezogen werden! Es kann

nicht sein, dass für Verkehrsord-
nungswidrigkeiten ein perfektes
Ahndungssystem bis hin zur
Erzwingungshaft durchexerziert
wird und in diesen Bereichen der
Amtschimmel wiehert.

Der Fall Erfurt erinnert an den
Fall von Nanterre bei Paris. Auch
dort war der Täter Sportschütze
und legaler Waffenbesitzer. Un-
mittelbar nach der Tat versuchte
die sozialistische Regierung in
Frankreich durch eine „schnelle“
Gesetzesänderung Sportwaffen
der 1. Kategorie im Kal. 9mm
Para total zu verbieten. Diese
Änderung schlug fehl und das
aktuelle Wahlergebnis in Frank-
reich spricht Bände.

Es kam nämlich heraus, dass
die zuständige Behörde seit zwei
Jahren die Waffenerlaubnis nicht
verlängert hatte. Nach französi-
schem Recht muss der Sport-
schütze dann seine Waffen sofort
legal verkaufen oder abgeben (In
Frankreich gibt es den temporä-
ren Waffenbesitz). Die Behörde
muss diesen Verkauf und das
Erlöschen der Erlaubnis überwa-
chen und hatte in diesem Fall mit
der gleichen Schlamperei gehan-
delt wie die in Erfurt.

Oliver Felsen, per E-Mail

Zu: „Gesprüht wird,
bis der Finger glüht“,
DP 6/07

Mit großem Interesse habe ich
die Artikel über Graffiti-Sachbe-
schädigungen und die Darlegun-
gen des Berliner Kollegen gele-
sen. In gedrängter aber dennoch
inhaltsreicher Form wurde das
Thema angesprochen. Der Mann



6  7/2002 Deutsche Polizei

TITEL

Am 26. April 2002 erschoss ein 19jähriger Jugendlicher
im Gutenberg-Gymnasium in Erfurt 13 Lehrer und Lehre-
rinnen, einen Schüler und eine Schülerin und den Polizei-
hauptmeister Andreas Gorski. Danach richtete er seine
Waffe gegen sich selbst. „Unfassbar“ war eines der
meistgebrauchten Worte. Massaker, Bluttat, Amoklauf –
man suchte nach treffenden Bezeichnungen für das real
Geschehene. Wer hilft, damit man von den Grausamkei-
ten, von all dem Leid nicht dauernd verfolgt wird? Es ist
inzwischen unbestritten: auch Einsatzkräfte brauchen pro-
fessionelle psychologische Einsatznachsorge.
Ein Bericht zu den Erfurter Erfahrungen mit der Einsatz-
nachsorge.

R und 650 Polizeibeam-
te waren im Einsatz,
631 von ihnen direkt

am Tatort. Sie mussten die Kata-
strophe in allen Einzelheiten
hautnah erleben. Für sehr viele
der beteiligten Kräfte war dieser
Einsatz psychisch hochbelastend.
Zudem löste die Nachricht vom
Tod des Polizeihauptmeisters
Andreas Gorski zusätzlich tiefe
Trauer und Betroffenheit aus.

Als sich das Ausmaß der
Erfurter Bluttat abzeichnete, war
klar, hier braucht man dringend
professionelle psychologische
Hilfe für alle Betroffenen – auch
für Polizeikräfte. Sofort wurden
in der Einsatznachsorge geschul-

Hilfe für die im Einsatz
Nachsorge für Polizeikräfte –
Erfahrungen aus Erfurt
Von Jutta Helmerichs, Jürgen Marx, Rene Treunert

te Kräfte aus dem gesamten Bun-
desgebiet angefordert, die nach
dem Amoklauf Hilfe und Unter-

stützung anbieten konnten –
durch zahlreiche Einzel- und
Gruppengespräche und Informa-

tionsveranstaltungen zur Präven-
tion psychischer und sozialer
Belastungsfolgen und posttrau-
matischer Belastungsstörungen.

Bereits am nächsten Morgen
war der Einsatzabschnitt „Be-
treuungsmaßnahmen“ als ein
Teilbereich des polizeilichen Ein-
satzmanagements eingerichtet.
In der Struktur dieser BAO (Be-
sondere Aufbauorganisation)
wurde dieser Einsatzabschnitt in
drei Unterabschnitte unterteilt
(„Betreuung von Schülern, Leh-
rern, Angehörige“, „Hotline“
und „Einsatzkräftebetreuung“).
Der Unterabschnitt „Einsatz-
kräftebetreuung“ wiederum glie-
derte sich in die Abschnitte „Be-

ERFURT

Foto: dpa
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treuung von Polizeikräften“ und
„Betreuung von Feuerwehr- und
Rettungsdienstkräften“. Der ge-
samte Einsatzabschnitt „Betreu-
ungsmaßnahmen“ mit allen Un-
terabschnitten stand in den er-
sten 17 Tagen nach dem Einsatz
„Gutenberg-Gymnasium“ unter
Leitung der Polizeidirektion Er-
furt. Seit dem 14.05.2002 ist aus-
schließlich die langfristige Unter-
stützung der polizeilichen Ein-
satzkräfte hier angesiedelt. Die
Betreuung aller anderen Be-
troffenengruppen ist seither dem
Sozial- und Kultusministerium
zugeordnet.

Ein großer Teil der eingesetz-
ten Polizeibeamten hat somit
bereits in den ersten Tagen nach
dem Massaker entlastende Ge-
spräche und Beratung in An-
spruch nehmen können.

Psychosoziale Notfall-
versorgung – kein Mode-
thema mehr

Seit Ende der 80er Jahre wird
die psychologische und seelsor-
gerliche Betreuung von Notfall-
opfern, der Umgang mit Ange-
hörigen, aber auch die Beschäf-
tigung von Einsatzkräften aus
Feuerwehr, Rettungsdienst und
Polizei mit ihren eigenen beruf-
lichen Anforderungen und Bela-
stungen immer häufiger zum
Thema gemacht. Bundesweit
entstehen regionale Kriseninter-
ventionsteams oder Notfall-
seelsorgedienste.

Notfallpsychologie ist ein ei-
genes Fachgebiet der psycholo-
gischen Wissenschaft geworden
und Themen wie Stress- und
Stressbewältigung, Trauma und
Posttraumatischen Belastungs-
störungen werden Schritt für
Schritt in die Einsatzkräfteaus-
und -fortbildung eingebunden.
Innerhalb der Polizei werden
Polizeipsychologische Dienste
eingerichtet und Unterstützungs-
angebote der Polizeiseelsorge
aufgebaut.

Der Nutzen dieser neuen
psychosozialen Versorgungsan-
gebote ist durch internationale
Forschung inzwischen gut belegt.
Die Wirksamkeit einzelner
Schulungsmethoden und Maß-

nahmen werden noch analysiert,
Qualitätsstandards sind daher
noch in der Entwicklung.

Psychosoziale Betreu-
ungsaufgaben sind Teil
des polizeilichen Einsatz-
managements

Ein Problem ist zur Zeit noch,
dass die gesamte psychosoziale
Notfallversorgung bisher weitge-
hend abhängig ist vom Engage-
ment Einzelner, denn die syste-
matische Einbindung in Einsatz-
strukturen steht noch aus. Außer-
dem fehlt es
an flächen-
deckenden
A l a r m i e -
rungsstruk-
turen für
p s y c h o s o -
ziale Unter-
stützung. Das
heißt kon-
kret: ob, in
w e l c h e m
Umfang und
in welcher
Qualität bei
s c h w e r e n
Unglücksfäl-
len „psycho-
logische und
seelsorgerli-
che Hilfe“ an-
geboten wird,
unterliegt in
Deutschland
noch zumeist
dem Zufall.

Beim Ein-
satz „Guten-
berg-Gym-
nasium“ in
Erfurt hat
die Thürin-
ger Polizei
die Betreu-
ung von
S c h ü l e r n ,
Lehrern, Angehörigen und Ein-
satzkräften aus Polizei, Feuer-
wehr und Rettungsdienst von
Anfang an in das gesamte poli-
zeiliche Einsatzmanagement in-
tegriert:

 In den ersten beiden Tagen
hatten der Leitende Polizei-
psychologe und vier Thüringer
Polizisten, die spontan ihre Un-

terstützung angeboten hatten,
mit der Organisation der Ein-
satznachsorge begonnen: Sie for-
derten noch am Freitag, dem
26.04.02 zwei externe Krisen-
interventionsteams aus München
und Düsseldorf und eine exter-
ne Fachkraft aus Berlin zur Un-
terstützung an. Als absehbar war,
dass dieses Angebot nicht ausrei-
chen würde, um mehr als 600
Polizeibeamten innerhalb weni-
ger Tage entlastende Gespräche
anbieten zu können, kooperier-
ten die „Einsatznachsorger“ ab
dem dritten Tag mit den Mitar-
beitern des in der Rettungs-
leitstelle der Feuerwehr Erfurt

angesiedelten Unterabschnitts
„Betreuung von Feuerwehr- und
Rettungsdienstkräften“. Hier
hatte das angeforderte Einsatz-
nachsorgeteam „Hilfe für Hel-
fer“ des Malteser Hilfsdienstes
aus Köln inzwischen parallel mit
der Nachsorge für Kräfte aus
Feuerwehr und Rettungsdienst
begonnen.

Effiziente Aufgaben-
teilung

Fortan gab es für die Tage der
Akuteinsatznachsorge eine aus-
gesprochen effiziente Aufgaben-
teilung: Innerhalb des Polizei-
psychologischen Dienstes der
Thüringer Polizei wurde der je-
weils aktuelle Nachsorgebedarf
analysiert – und zwar durch Ge-
spräche mit den polizeilichen
Führungskräften und auf der
Grundlage von Rückmeldungen
der Kriseninterventionsteams.
Besonders hilfreich war dabei die
Mitarbeit von durchgängig drei
bis vier Kräften aus der Thürin-
ger Polizei, die die externen Fach-
kräfte bei Fragen zu Aufbau und
Struktur der Erfurter Polizei be-
raten konnten.

Der Malteser Hilfsdienst for-
derte in enger Abstimmung mit
dem Polizeipsychologischen
Dienst überregionale Krisen-
interventionsteams (insgesamt
rund 70 Personen) an und über-
nahm die Vor-Ort-Koordination
der einzusetzenden Helfer für
die Helfer. Hierbei erwiesen sich
das logistische Potenzial des Mal-
teser Hilfsdienstes und die um-
fangreichen Nachsorgeerfah-
rungen als großer Vorteil.

So gelang es in Erfurt, inner-
halb kürzester Zeit eine tragfä-
hige Einsatzkräftenachsorge-
struktur umzusetzen und die
Unterstützung der Polizeibeam-
tinnen und -beamten in der
Akutphase deutlich individueller
und damit bedarfsorientierter
anzubieten, als es bei vorherge-
henden Großschadenslagen (z.B.
beim ICE-Unglück Eschede)
möglich war, abzustimmen und
anzubieten.

Probleme und Komplika-
tionen

Gleichwohl ergaben sich beim
Aufbau und bei der Umsetzung
der Einsatznachsorgestruktur
verschiedene Probleme und
Komplikationen. Als problema-
tisch erwies sich beispielsweise
die räumliche Trennung der bei-
den Unterabschnitte „Betreuung
von Polizeikräften“ (Sitz: Bereit-

26.04.02: Fenster des Erfurter Gutenberg-Gymnasiums
– die Polizei sichert bereits Spuren.          Foto: dpa
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schaftspolizei; PÄD) und „Be-
treuung von Feuerwehr- und
Rettungsdienstkräften“ (Sitz:
Rettungsleitstelle). Durch einen
Abstand von rund 10 Kilometern
innerhalb des Stadtgebietes wa-
ren erhebliche Zeitverluste hin-
zunehmen, der Informationsfluss
zwischen den beiden Unterab-
schnitten ließ sich nicht kontinu-
ierlich aufrechterhalten und der
Abgleich der Einsatzdokumen-
tation gelang trotz guter techni-
scher Ausstattung nur unzurei-
chend.

Auch der Informationsaus-
tausch zwischen den Verantwort-
lichen der einzelnen Betreuungs-
abschnitte untereinander erwies
sich als problematisch. In einer
Akutnachsorgephase ist ein
mehrmaliger Informationsab-
gleich pro Tag unbedingt erfor-
derlich. Dagegen sprach in Erfurt

vor allem die sehr knappe perso-
nelle Besetzung der einzelnen
Einsatznachsorgebereiche. Die
Folge: vorhandene logistische
Ressourcen konnten nicht opti-
mal genutzt werden und einige
Anfragen nach Ansprechpart-
nern für eine psychologische
Unterstützung mussten zurück-
gestellt werden.

Die Probleme in der Gesamt-
koordination wurden in den er-
sten Tagen nach dem Massaker
zusätzlich verstärkt, da zahlrei-
che Telefonnummern für Hilfs-
angebote über die Medien ver-
breitet wurden. Viele hilfesu-
chende Erfurter Bürger riefen
die Notrufnummer 112 an, er-
reichten damit die Rettungs-
leitstelle und gleichzeitig die
Koordinierungsstelle für die Ein-
satzkräftebetreuung. Von hier
aus mussten sie dann wiederum
weitervermittelt werden an den
Unterabschnitt „Betreuung von
Schülern, Lehrern, Angehörige“.

Problematisch war (und ist)
schließlich auch die Kostenfrage.
Die Einsatzkräftenachsorge wur-
de überwiegend ehrenamtlich
geleistet. Dennoch entstanden
Kosten (u. a. Reise- und Über-
nachtungskosten, Verpflegungs-
und Sachkosten, Kosten für
Kommunikation) in nicht uner-
heblichem Umfang. Sie wurden
zunächst maßgeblich vom Land
Thüringen (speziell von der Po-
lizeidirektion Erfurt) und vom
Generalsekretariat des Malteser
Hilfsdienstes in Köln übernom-
men. Nach einer abschließenden
Kostenregelung wird zur Zeit

noch gesucht.
Die festgestellten Defizite

werden bei der demnächst vor-
gesehenen Gesamtauswertung
des Nachsorgeeinsatzes Erfurt
im einzelnen analysiert und dar-
aus Optimierungsvorschläge ent-
wickelt.

Hohe Akzeptanz der
polizeilichen Einsatz-
nachsorge in Erfurt

Wenngleich Einsatznachsorge
in den letzten Jahren beachtliche
fachliche Erfolge erzielte, und sie
bei vielen Führungs- und Ein-
satzkräften der Feuerwehr, Ret-
tungsdienste und Polizei inzwi-
schen anerkannt wird, ist ihr Nut-
zen nicht für alle Einsatzkräfte
nachvollziehbar. Eher abwerten-
de Einschätzungen wie „huma-
nitärer Luxus“ oder „Psycho-
Beiwerk“ sind verbreitet. Man-
cher fragt sich auch, ob die Kol-
legen früher, als psychosoziale
Themen und Fragen weitaus we-
niger im Vordergrund standen,
belastbarer waren.

Bei diesen Vorbehalten gegen-
über Einsatznachsorge spielen
sicher mehrere Gründe eine Rol-
le: Z. B. die Angst, als krank, ver-
rückt, nicht belastbar oder auch
als unmännlich stigmatisiert zu
werden. Viele sind auch in Sor-
ge, dass das Annehmen von
Entlastungsgesprächen von Kol-
legen, insbesondere aber von
Vorgesetzen als Zeichen einge-
schränkter „Funktionsfähigkeit“
ausgelegt werden könnte und
Respekt- und Vertrauensverlust
nach sich zieht. Auch das Per-
sönlichkeitsprofil, das zur Be-
rufsausübung von Polizeibeam-
ten gehört und sich unter ande-
rem durch starke Selbstkontrolle,
hohe Ideale und das Ausführen
und Erwarten korrekter Verhal-
tensweisen auszeichnet, erzeugt
bei einigen Polizeikräften Wider-
stand gegen die Beschäftigung
mit eigenen berufsbedingten
Belastungen. Vielfach dominiert
nach einem belastenden Einsatz
deshalb ein Klima von Durchhal-
teparolen und das Einfordern
von Selbstdisziplin statt einer
angemessenen Belastungsbewäl-
tigung.

Gegenüber dem Einsatznach-
sorgeangebot in Erfurt, waren
die Vorbehalte vergleichsweise
gering. Es wurde umfassend ge-
nutzt und akzeptiert. Fast die
Hälfte der insgesamt 664 einge-
setzten Polizeibeamten nahm
eine Unterstützung bei der Ver-
arbeitung des belastenden Ein-

Einsatzkräfte von Feuer-
wehr, Rettungsdienst und Po-
lizei sind in ihren Arbeitsberei-
chen erheblichen Belastungen
ausgesetzt. Als hohe bis extrem
hohe psychische Belastung ist
nachgewiesen:

•  Der Anblick von Verletz-
ten, Verstümmelten und Toten,
dabei insbesondere von Kin-
dern und zuvor bekannten
Personen,

• eingeklemmte Notfall-
opfer, deren Befreiung lange
dauert, nicht gelingt oder nur
durch Amputation möglich ist,

•  Einsatz bei Suizid,
• Gerüche (Brand, Lei-

chen) und Schreie,
•  lebensbedrohliche Situa-

tionen, eigene Verletzung
•  Verletzung oder Tod von

Kollegen,
• Überbringen von Todes-

nachrichten,
•  Schußwaffengebrauch,
• Zuschauer und Sensa-

tionsjournalisten.

Anerkannte beson-
dere Belastungen

26.04.02 „Medien-Sensibilität“ – wo Hilfe nötig wäre, surren Kameras
und sind die Mikros offen ... Foto: dpa

ERFURT

Dr. Jutta Helmerichs,
Sozialwissenschaftlerin

Expertin für psychosoziale
Notfallversorgung. Mehrjähri-
ge Leiterin eines Angehörigen-
Beratungsprojektes am Institut
für Rechtsmedizin der Univer-
sität Göttingen und Leiterin
der Einsatznachsorge beim
ICE-Unglück in Eschede. Be-
treuerin deutscher Hinterblie-
bener nach dem Terroran-
schlag am 11. September 2001
im Auftrag des Auswärtigen
Amtes, Mitarbeiterin der Aka-
demie für Notfallplanung und
Zivilschutz (AkNZ) im
Bundesverwaltungsamt, Bad
Neuenahr-Ahrweiler. In Erfurt:
Fachberaterin Einsatzkräften-
achsorge, Koordinations- und
Betreuungsaufgaben.
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satzes „Gutenberg-Gymnasium“
an. In den ersten 12 Tagen wur-
de mit 325 Beamtinnen und Be-
amten entlastende Gespräche
geführt – eine Hälfte waren Ein-
zel-, die andere Hälfte Gruppen-
gespräche. Die Gesprächsdauer
variierte stark. Sie lag zwischen
30 Minuten und zwei Stunden.
Inhaltlich standen für die Beam-
tinnen und Beamten die Ein-
drücke vom Tatort und der Tod
ihres Kollegen gleichermaßen im
Vordergrund. Wie zu erwarten,
kamen dabei auch vereinzelt
Probleme und Fragen zur Spra-
che, die vom aktuellen Einsatz
unabhängig waren.

Die mobile Betreuungsteams,
die während der öffentlichen
Trauerfeier eine Woche nach dem
Amoklauf vor Ort waren, wurden
ebenfalls in Anspruch genommen.
Auch standen bei der Beerdigung

des erschossenen Polizeibeamten
Andreas Gorski geschulte Kolle-
ginnen und Kollegen für Gesprä-
che zur Verfügung.

Einschätzung der
Nachsorge

Bereits in den Entlastungs-
gesprächen gaben die Polizeibe-
amten erste Einschätzungen zur
Nachsorge. Dabei wurde deutlich,
dass die polizeiliche Einsatznach-
sorge vor allem akzeptiert wurde,
weil alle eingesetzten Betreuer im
polizeilichen Arbeitsbereich hohe
Feldkompetenz zeigten – das
heißt, die meisten sind selbst ak-
tiv tätige Polizeibeamte mit einer
Zusatzqualifikation in Krisen-
intervention („psychologische
Kollegenhilfe“). Alle übrigen ein-
gesetzten psychosozialen Fach-
kräfte verfügen als Psychologen
oder Seelsorger über fundierte
Kenntnisse und langjährige Er-
fahrungen im Arbeitsfeld Polizei.
Durch diese Kräfteauswahl in der
Nachsorge entwickelte sich sehr
schnell eine Vertrauensbasis. Of-
fene Gespräche waren aber auch
deshalb sofort möglich, weil die
meisten eingesetzten Nachsorge-
kräfte nicht Angehörige der Thü-
ringer Polizei, sondern externe
Kräfte aus anderen Bundeslän-
dern waren. Und schließlich er-
wies es sich für die Akzeptanz von
Einsatznachsorge als ausgespro-
chen förderlich, auf die Einsatz-
kräfte zuzugehen und ihnen eine
Unterstützung direkt anzubieten
(Konzept: nachgehende, nieder-

26.04.02:
Polizistinnen
während des
Einsatzes vor
dem Erfurter
Gutenberg-
Gymnasium

Foto:
Sascha Fromm,
Thüringer
Allgemeine

ERFURT

Psychologierat Jürgen Marx,
Polizeipsychologe

Ehemaliger Polizeibeamter,
als Diplom-Psychologe Do-
zent an der Fachhochschule
der Polizei in Aschersleben in
Sachsen-Anhalt, langjähriges
Mitglied im Arbeitskreis Trau-
ma- und Krisenbewältigung“
verschiedener Bundes- und
Landesbehörden. Leitender
Polizeipsychologe der Thürin-
ger Polizei. In Erfurt: Leiter
des Unterabschnitts „Einsatz-
kräftebetreuung“,
Koordinations- und Betreu-
ungsaufgaben. Verantwortlich
für die langfristige Einsatz-
nachsorge der Thüringer Poli-
zeibeamten nach Beendigung
der BAO.

schwellige Beratung), statt auf
ihre Anfragen zu warten. Telefo-
nische Einsatznachsorgeangebote
und der unverbindliche Besuch
von Dienststellen, bei dem Mög-
lichkeiten und Nutzen von Ein-
satznachsorge vorgestellt wurden,
senkten bei vielen die Hemm-
schwelle, ein Nachsorgegespräch
in Anspruch zu nehmen.

Längerfristige Nachsorge
und Erfahrungs-
auswertung in Planung

Internationale Erfahrungen
mit Großschadenslagen zeigen,
dass eine kurzfristige Krisen-
intervention oft nicht ausreicht.
Es empfiehlt sich, eine längerfri-
stige Nachsorge nahtlos anzu-
schließen, insbesondere weil sich
Anzeichen von so genannten
Posttraumatischen Belastungs-
störungen (siehe Interview) in
der Regel erst Wochen oder Mo-
nate nach einem hochbelasten-
den Einsatz entwickeln.

Auch in Deutschland liegen
inzwischen Erfahrungen mit
langfristiger Einsatznachsorge
vor. Eine systematische, insge-
samt anderthalb jährige Nachsor-
ge für insgesamt rund 2.000 Ein-
satzkräfte wurde beim ICE-Un-
glück in Eschede erfolgreich um-
gesetzt und ausgewertet. Die Er-
gebnisse flossen bei der Konzep-
tion der längerfristigen Nachsor-
ge für die Polizeikräfte beim Ein-
satz „Gutenberg-Gymnasium“ in
Erfurt“, ein. Erster Schritt dabei:

aufgrund einer detaillierten Ein-
satzdokumentation der Akut-
nachsorgephase Ende Mai konn-
te der Personenkreis, dem ab
Anfang Juni 2002 erneut ein
Nachsorgeangebot (Einsatzab-
schlussgespräche) gemacht wird,
genauer bestimmt werden.

Zwar hat rund sechs Wochen
nach dem Massaker die akute
Belastung bei der überwiegen-
den Zahl der damals eingesetz-
ten polizeilichen Kräfte deutlich
abgenommen. Dennoch erwei-
sen sich die Einsatzabschluss-
gespräche für die meisten als

Rene Treunert,
Polizeioberrat

Leiter der Polizeiinspektion
Jena, seit Jahren engagiert in
der psychologischen Einsatz-
vorbereitung und Nachsorge
für Polizeibeamte. In Erfurt:
Leiter des Einsatzabschnitts
„Betreuungsmaßnahmen“.
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durchaus sinnvoll und unterstüt-
zend. Viele Polizeikräfte, die zu-
nächst mit Zurückhaltung auf
das erneute Angebot reagierten,
berichteten im nachhinein, dass
die Abschlussgespräche für sie
durchaus hilfreich waren, weil sie
das Geschehen jetzt mit einem
zeitlichen und auch „inneren“
Abstand ganz anders besprechen
konnten, als es ihnen in der Akut-
phase möglich war.

Zur längerfristigen Einsatz-
nachsorge gehört ebenso eine
Supervision der eingesetzten
„Helfer für die Helfer“ im Juni
2002. Darüber hinaus ist geplant,
die Zusammenarbeit mit den
parallel arbeitenden Betreuungs-
einrichtungen für Schüler, Leh-

    Belastungs-
reaktionen sind
normale Reaktionen
auf ein anormales
Ereignis.

rer,  Angehörige und weitere Be-
troffene stärker zu vernetzen, um
die in der Region vorhandene
bzw. neu aufgebauten psycholo-
gischen, psychotherapeutischen
Strukturen auch für polizeiliche
Kräfte nutzen zu können.

Schließlich gehört zum langfri-
stigen Nachsorgekonzept die
Auswertung. Im August beginnt
eine erste interdisziplinäre Aus-
wertung des Akutnachsorgeein-
satzes durch die Akademie für
Notfallplanung und Zivilschutz
(AkNZ). Ziel ist es, die nach dem
Eschede-Nachsorgeeinsatz ent-
wickelten Vorschläge zur struk-
turellen Einbindung von psycho-
sozialer Notfallversorgung in
Einsatzstrukturen und Katastro-
phenschutzpläne mit den aktuel-
len Erfahrungen in Erfurt abzu-
gleichen und zu optimieren.

Die AkNZ erarbeitet in die-
sem Rahmen zusammen mit dem
Polizeipsychologischen Dienst
Thüringen auch eine Synopse zur
psychosozialen Notfallversor-
gungsstruktur der Polizei (Qua-
lifikation, Alarmierung, Kräfte-
übersicht, assoziierte Dienste
u.a.) in Deutschland. Sie soll
Ende 2002 vorliegen.

Deutsche Polizei wird über die
Ergebnisse informieren (die
Red.).

Für die tatkräftige und quali-
fizierte Unterstützung der poli-
zeilichen Einsatzkräftenachsorge
und die sehr gute Zusammenar-
beit danken wir den Kolleginnen
und Kollegen der Thüringer Po-
lizei, POK´in Heike Anderle,
POM´in Elke Lendrich, POM
Sebastian Göpfert, POM´in Ma-
nuela Hein, PM Roman. Meisel,
PKA´in Beatrix Pracht und
PHM´in Heike Sundhaus und
Johannes Tammer vom Bildungs-
institut in Meiningen sowie cand.
Dipl.-Psych. Markus Kösters von
der Universität Jena, Pfarrer Oli-
ver Gengenbach von der Bun-
desvereinigung Stressbearbeit-
ung nach belastenden Ereignis-
sen e.V. und allen eingesetzten
Betreuern und Kriseninterven-
tionsteams.
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Unmittelbar nach einem
psychisch hochbelastenden Ein-
satz benötigen die Betroffenen
Schutz und Trost und bei Bedarf
Rückzugsmöglichkeiten. Eine
wichtige Rolle bei der ersten
Orientierung spielen die Unter-
stützung in der Familie, im Freun-
deskreis und unter Arbeitskolle-
gen. Wenn der erste Schockzu-
stand überwunden ist, kann Ein-
satznachsorge beginnen.

Folgende Ziele sollen in Ge-
sprächen erreicht werden:

• Hilfestellung zum Verstehen
der eigenen Reaktionen,

• Ermunterung zur Rückbe-

Was geschieht bei Einsatznachsorge-
gesprächen?

sinnung auf die eigenen Eindrük-
ke und Empfindungen,

• Spezielle Probleme bespre-
chen und realistische Lösungen
erarbeiten,

• Ausblick, wie es möglicher-
weise weitergehen wird, entwi-
ckeln,

• Hoffnung vermitteln, positi-
ve Bewältigungsansätze verstär-
ken.

Diese Hilfe kann in Einzelge-
sprächen oder in Gruppenge-
sprächen geleistet werden. In
Gruppen sollten nur Personen
zusammenkommen, die alle zu-
sammen in demselben Einsatz

eingesetzt waren. Ein Einsatz-
nachsorgegespräch dauert in der
Regel ein bis zwei Stunden. Oft
brauchen die Betroffenen Zeit,
um über ihre Eindrücke und
Gefühle zu sprechen. Die Be-
treuer warten geduldig und ver-
sucht nicht, Gefühlswallungen zu
unterdrücken oder zu provozie-
ren („laufen lassen“). Oft kön-
nen zunächst negative Gefühle,
wie Hass und Ärger, besser aus-
gedrückt werden als Niederge-
schlagenheit und Angst. Die Be-
treuer verhalten sich dabei neu-
tral und werten die Äußerungen
nicht. Wichtig ist, dass die Betreu-

er die Gefühle und Gedanken
nicht bagatellisieren, sondern als
normale Reaktion erklären.
Hauptziel der Betreuer ist es, den
betroffenen Einsatzkräften wie-
der Sicherheit zu geben, dass sie
ihr Leben unter Kontrolle haben
und ihnen Hoffnung zu vermit-
teln. Viele Einsatzkräfte schil-
dern das belastende Ereignis im-
mer wieder. Diese Wiederholun-
gen dienen dazu, das zunächst
bizarr Erlebte in den eigenen Er-
fahrungsschatz und somit in den
eigenen Lebenslauf „einzubau-
en“. Dadurch verliert das Erleb-
te an Schrecken.

ERFURT

Das Wort Trauma hat sich
schon in den Alltagsgebrauch
als Synonym für starke psychi-
sche Belastung eingebürgert.
Was aber ist genau unter einem
Trauma zu verstehen?

Trauma meint wörtlich die
Verletzung des Körpers oder
der Seele. Ein psychisches bzw.
seelisches Trauma (Psycho-
trauma) ist die Konfrontation
eines Individuums mit einem
Ereignis oder mehreren Ereig-
nissen, das/die den tatsächli-
chen oder drohenden Tod oder
ernsthafte Verletzung oder eine
Gefahr der körperlichen Un-
versehrtheit der eigenen Person
oder anderer Personen beinhal-
tet/en und mit intensiver
Furcht, Hilflosigkeit oder Ent-
setzen verbunden ist/sind – so
die Definition nach dem inter-
national gültigen amerikani-
schen psychiatrischen
Klassifikationsystem.

Traumata werden wissen-
schaftlich differenziert in
menschlich verursachte Trau-

„Nicht alles, was belastend ist,
ist ein Trauma !“

mata – wie zum Beispiel sexuel-
le Misshandlungen in der
Kindheit oder Folter – versus

Katastrophen, unfall- und be-
rufsbedingte Traumata. Unter-
schieden wird außerdem in

kurzdauernde (z.B. Unfälle,
Überfälle) versus länger dau-
ernde, wiederholte (z.B. Kriegs-
gefangenschaft) Traumata. Es
besteht Konsens, dass mensch-
lich verursachte Traumata und
dabei insbesondere wiederholte
Traumata häufiger zu schwer-
wiegenden psychischen Störun-
gen führen.

Nicht alles, was psychisch be-
lastet, ist also ein Trauma?

Bei weitem nicht. Wenn über
Reaktionen von Menschen in
Notfällen diskutiert wird, domi-
niert auch mitunter in Fachkrei-
sen das Thema „Posttraumati-
sche Belastungsstörungen“.
Ebenso in der Öffentlichkeit
wird ein tragisches, schicksal-
haftes Ereignis sehr rasch zum
„Trauma“ erklärt und Alltags-
belastungen zu „Traumati-
sierungen“. Selbst Trauer wird
vielfach unter der Kategorie
„Trauma“ abgehandelt, als
„Posttraumatische Belastungs-
störung“ (miss-) verstanden

Darüber sprach DP mit Jutta Helmerichs, Sozialwissenschaftlerin

24.06.02: Hilfe für den Augenblick.         Foto: dpa
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und damit eine natürliche Re-
aktion des Menschen auf einen
Verlust zur Krankheit erklärt.

Bei psychisch belastenden
Einsätzen können sich einzelne
oder mehrere der folgenden
akuten Belastungsreaktionen
entwickeln: Gefühlsmäßige
Taubheit (Rückzug, Interesselo-
sigkeit), sich aufdrängende be-
lastende Gedanken oder Erin-
nerungen und Albträume, er-
höhtes Erregungsniveau
(Schlafstörungen, Reizbarkeit,
Schreckhaftigkeit), Vermei-
dungsverhalten (bezogen auf
das belastende Ereignis). Reak-
tionen dieser Art können
bereits während des belasten-
den Einsatzes beginnen oder
sie treten Stunden danach auf,
erhalten meist nach einigen Ta-
gen ihre maximale Intensität
und können bis zu vier Wochen
anhalten.

Akute Belastungsreaktionen
sind normale Reaktionen auf

ein anormales Ereignis und
können als psychischer Schutz-
mechanismus angesehen wer-
den.

 Sie gehen in der Regel
durch verschiedene Formen der
Stressbewältigung (Entspan-
nung, Bewegung, Sozialkon-
takte, Entlastungsgespräche
u.a.) zurück. Bestehen Anzei-
chen einer akuten Belastungs-
reaktion über mehrere Wochen
fort, ist von einer behandlungs-
bedürftigen psychischen Er-
krankung auszugehen und sind
ärztliche oder psychologische
Psychotherapeuten zu Rate zu
ziehen.

Das Thema „Trauma“ ist üb-
rigens keine Erfindung der
Neuzeit. Es wird zwar erst seit
rund 20 Jahren intensiv wissen-
schaftlich bearbeitet, gleich-
wohl gab es Traumatisierungen
von je her. Sie finden sich be-
schrieben in der Weltliteratur,
vor allem in Zusammenhang

mit kriegerischen Auseinander-
setzungen, in verschiedensten
historischen Quellen. Das, was
innerhalb der Wissenschaft
heute als Akute oder Posttrau-
matische Belastungsstörung be-
zeichnet wird, wurde zu ande-
ren Zeiten, zum Beispiel im
Gefolge der beiden Weltkriege
mit „Kriegszittern“, „Kriegs-
oder Gefechtsneurose“ oder
„Granatenschock“ bzw.
„Shellschock“ umschrieben.
Aber bereits in der Bibel wer-
den die individuellen Folgen ei-
nes Traumas berichtet: „Als
Lots Frau in das Inferno des
Brandes von Sodom und
Gomorra schaute, erstarrte sie
zur Salzsäule“.

Woran sind Posttraumatische
Störungen zu erkennen?

Leidet eine Person an einer
Posttraumatischen Belastungs-
störung (PTBS oder PTSD für
„Post Traumatic Stress Dis-

order“), so zeigt sie meist nach
kurzer Zeit bestimmte charak-
teristische Symptome. Die Per-
son durchlebt die traumatische
Situation in Gedanken, in Träu-
men oder plötzlichen Handlun-
gen unwillkürlich immer wie-
der. Dabei kann sie nicht ab-
schalten, sondern wird von die-
sen Eindrücken (Bilder, Gerü-
che, Geräusche, taktile Eindrük-
ke) überflutet („Intrusionen“).
Sie vermeidet daraufhin in der
Regel Situationen, die sie an
das Trauma erinnern könnten,
zum Beispiel Orte, Aktivitäten,
Personen, aber auch viele ande-
re Aspekte, die mit dem Trauma
verknüpft sind. Außerdem ge-
hört zur Posttraumatischen
Belastungsstörung auch eine
anhaltende physiologische Er-
regung mit Konzentrations-
schwierigkeiten, Schlafstörun-
gen und übersteigerte Schreck-
haftigkeit sowie eine anhalten-
de gefühlsmäßige Taubheit (In-
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teresselosigkeit, Niedergeschla-
genheit).

Treten die genannten Symp-
tome länger als einen Monat
auf und zeigen sich deutliche
negative Auswirkungen im so-
zialen, familiären und berufli-
chen Bereich, liegt eine Post-
traumatische Belastungs-
störung und damit eine Krank-
heit vor. Halten die Symptome
drei Monate oder länger an, gilt
die Posttraumatische Belas-
tungsstörung als chronifiziert.
Im Einzelfall kann eine Post-
traumatische Belastungs-
störung sogar erst nach einer
Latenzzeit von Monaten oder
Jahren auftreten.

Wie häufig kommt PTSD bei
Einsatzkräften vor?

Die wissenschaftliche Daten-
lage zur Verbreitung von PTSD
bei Einsatzkräften ist zur Zeit
noch nicht eindeutig, weil es
sich um ein recht junges For-
schungsgebiet handelt. So spre-
chen beispielsweise Daten aus
den USA für eine Verbreitung
von rund 7 % bei Rettungs-
assistenten, eine Studie mit
deutschen Feuerwehrleuten
wiederum stellte bei 18 % An-
zeichen einer PTSD fest.

Der Umgang mit Belastun-
gen lässt sich sicher bis zu ei-
nem gewissen Grade lernen.
Wie sieht aus Ihrer Sicht eine
sinnvolle Vorbereitung auf
Einsätzen aus?

Bis zu einem gewissen Grad
lässt sich das Ausmaß an
Belastungsreaktionen im Ein-
satzgeschehen durch Präventi-
on beeinflussen – wie gesagt,
bis zu einem gewissen Grad.
Solche Einsatzvorbereitung
umfasst ein Paket verschiede-
ner Maßnahmen: Dazu gehört
eine intensive Fachausbildung
einschließlich psychologischer
Aus- und Fortbildung. Auch re-
gelmäßige Einsatznachbe-
sprechungen mit psycholo-
gischen Inhalten haben sich
bewährt. Weiterhin sind Infor-
mationen und Maßnahmen zur
Erhöhung von Stresstoleranz
(„Stressimpfungstraining“) zu
nennen. Wichtig ist auch die
Vorbereitung der Führungs-
kräfte. Neben einem klaren,

ERFURT

Die Sorge um ein ausgewogenes Seelenleben ist so alt,
wie es Belastungen und Albträume gibt. Nur die Hilfsan-
gebote und Behandlungsmethoden von Stress-Betroffenen
ändern sich.
Unter dem Titel „Pust – Polizeibeamte unter Stress“ wid-
met sich auch ein Internet-Projekt des Polizeitrainer in
Deutschland e.V. diesem Thema.
Die Projektleiterin Iris Day stellt das Angebot vor.

Stress- und Trauma-Hilfe im Netz

Mit unserem Angebot wollen
wir zum einen Polizistinnen und
Polizisten erreichen, die perma-
nent Stresssituationen ausgesetzt
sind, zum anderen auch die, die
nach belastenden Einsätzen Hil-
fe in Anspruch nehmen möchten.
Darüber hinaus haben wir Tipps
zur Vorbeugung von Stress-
situationen zusammengestellt.
Letztlich findet jeder, der mit
Stress zu tun hat, bei uns Infor-
mationen und Hilfe. Denn Stress-
reaktionen können extrem bela-
sten belastend sein.

Wir wissen alle, dass gerade
der Polizeiberuf viele alltäglich
Negativerlebnisse mit sich bringt.
Verkehrsunfälle, Tötungsdelikte,
Brandleichen, Geiselnahme,
Kindesmisshandlungen –  die Pa-
lette ist riesig. Und nicht alles
lässt sich ohne weiteres verkraf-
ten. Da tauchen die Bilder des
Erlebten immer wieder auf, die
Betroffenen träumen davon. Bei
Schlüsselreizen treten oft auch
starke psychische oder körperli-
che Reaktionen auf. Weitere
Stressreaktionen können Ver-

drängung von Gedanken, Gefüh-
len, Gesprächen, Orten oder
Menschen sein, die mit dem er-
lebten Ereignis in Verbindung
stehen. Eingeschränkte Gefühle,
Hoffnungslosigkeit, Reizbarkeit

eindeutigen Führungsstil ist
Vertrauen in die Führung ein
bedeutender Faktor zur Minde-
rung von Belastungsreaktionen.
Durch Einsatzleiter, deren
fachliche Kompetenz, Glaub-
würdigkeit und Fürsorge-
verhalten hoch eingeschätzt
wird, erhöht sich unter den
Einsatzkräften die Bereitschaft,
Belastungen zu ertragen.
Schließlich gehört zur psycho-
logischen Einsatzvorbereitung
die optimale Zusammenstellung
des Einsatzteams. Es hat sich ge-
zeigt, dass ein starker Zusam-
menhalt der Gruppe die Zahl

der psychisch bedingten Ausfäl-
le nach einem hochbelastenden
Einsatz vermindert.

Als Schutzfaktoren können
außerdem sein: Gute körperli-
che Konstitution, Selbstvertrau-
en, hinreichende Informationen
(einsatzvorbereitend und im
Einsatzgeschehen), die Qualität
der Arbeitsmittel sowie die
Einsatzaufgabe selbst und kur-
ze Einsatzintervalle.

Wo erhalten speziell Polizi-
stinnen und Polizisten Hilfe, die
vermuten, unter PTSD zu lei-
den?

Bei allgemeinen beruflichen
Belastungen im Polizeialltag
stehen regionale Polizei-
psychologen und Polizei-
seelsorger zur Verfügung (vgl.
u.a. www.polizeieinsatzstress.de;
www.polizeiseelsorge.de) .
Liegt tatsächlich eine PTSD
vor, wird eine speziell psycho-
traumatologisch ausgebildeter
Therapeut einbezogen. (Adres-
sen u.a. unter www.degpt.de).

Das Gespräch führte
Marion Tetzner

und Wutausbrüche, Konzentra-
tionsschwierigkeiten, Schlafstö-
rungen, übertriebene Schreck-
reaktionen – all das können wei-
tere Stressreaktionen sein, die
durchaus zu ernsthaften Krank-
heitsbildern führen können.
Aber auch die unmittelbare Le-
bensqualität leidet dabei ganz
offensichtlich.

Bei uns werden spezielle Pro-
blembereiche behandelt wie Post
Shooting, Risikofaktoren, die so-
genannte „Stressresistenz“,
Schuldgefühle. Weitere Hilfsan-
gebote sind ein PTSD-Selbsttest,
Literaturempfehlungen, Kon-
taktvermittlung zu Selbsthilfe-
gruppen u.ä. Erfahrungsberichte
betroffener Kolleginnen und
Kollegen bieten die Möglichkeit,
sich ein Bild über die Auswirkun-
gen von bestimmten polizeili-
chen Ereignissen zu machen.

Hinter unserem Projekt steht
eine hohe Fachkompetenz. Das
Projekt widmet sich zunächst der
Bereitstellung von Informatio-
nen zu PTSD bei der Polizei.
Dazu werden Studien und Fach-
artikel herangezogen, aus denen
Kernaussagen zitiert werden. Die
Homepage hat nicht den An-
spruch einer professionelle On-
line-Beratung. Sie will vielmehr
informieren – und zwar auch
über solche professionellen
Beratungsmöglichkeiten. Dane-
ben soll hier eine Plattform für
Betroffene von Betroffenen ent-

Polizeihauptmeisterin Iris Day – ihr
Interesse am Projekt resultiert
aus  eigener Betroffenheit: als vor
gut einem  Jahr einer ihrer Kolle-
gen angeschossen wurde, suchte
sie selbst Hilfe.

          Foto: privat
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stehen, zum Austausch nach dem
Vorbild einer Selbsthilfegruppe.
Dafür sind in einem geschützten
Bereich ein Chat und ein Forum
geplant.

Der Polizeitrainer-Verein hat
sich bereits in der Vergangenheit

des öfteren mit diesem Thema
auseinandergesetzt, so erschie-
nen Artikel in diversen Fachzeit-

schriften, bzw. Polizeimagazinen.
Für spezielle Fragen stehen

wir mit verschiedenen Experten
in persönlichem Kontakt. Über
die Internetseite sind solche di-
rekten Kontakte jedoch momen-
tan nicht vorgesehen. Über un-

sere Link-Liste wird der Interes-
sent solche Möglichkeiten aber
finden.

sprach mir aus der Seele. Es ist
das Beste, was ich zum Thema
Graffiti seit langer Zeit gelesen
habe. Den Inhalt kann ich nur
bestätigen.

Es wurde aber auch mal wie-
der Zeit, über die Thematik zu
sprechen. Ich bin selbst seit 1997
Graffiti-Sachbearbeiter. Die An-
zahl der Graffiti-Straftaten hier
ist zwar im Vergleich zu Berlin
insgesamt nicht ganz so hoch,
aber die Steigerungsrate der An-
zeigenanzahl ist ähnlich.

Matthias Strobel, Dresden

Zu. „Was tun, wenn der
Kollege die Seite wech-
selt?“, DP 5/02

Ich denke, wie sind uns inner-
halb der Polizei einig: wir brau-
chen professionell agierende und
keine prügelnden Beamten. Jede
Kollegin und jeder Kollege weiß,
wie schwierig es ist, mit Sachver-
halten umzugehen, die kontrol-
lierte und professionelle Anwen-
dung von unmittelbarem Zwang
erfordern. Leider ist die Kölner
Polizei wieder einmal in die ne-
gativen Schlagzeilen der Medien

geraten. Der Vorfall bedarf in der
Tat einer schnellen Aufarbeitung
und Aufklärung.

Sollten sich die Vorwürfe be-
stätigen, haben die betroffenen
Beamten selbstverständlich alle
Konsequenzen, die sich aus dem
Sachverhalt ergeben, zu tragen.
Doch ohne die das endgültige Er-
mittlungsergebnis abzuwarten,
entlädt sich die Wut einiger Bür-
gerinnen und Bürger, die einen
berechtigten Anspruch auf eine
funktionierende und gut ausge-
bildete Polizei haben, in verschie-
denen Formen. Die einen de-
monstrieren vor den Wachen der
Kölner Dienststellen, die ande-
ren zeigen mit Fingern auf jeden
Beamten, der in Köln oder an-
derswo seinen Dienst versieht.
Einige differenzieren schon gar
nicht mehr und provozieren ein-
gesetzte Beamte bereit mit den
aktuellen Schlagzeilen.

Schnell werden diejenigen
Kolleginnen und Kollegen ver-
gessen, die tagtäglich alles für die
Belange der Menschen geben,
die alles daran setzen, die Insti-
tution Polizei gut zu vertreten –
diejenigen, die als „Konflikt-
manager“ bestrebt sind, ihrem
Auftrag und ihrer Rolle inner-

FORUM
(Fortsetzung von Seite 5)
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halb unserer demokratischen
Gesellschaft gerecht zu werden.

Oliver Wolf, Köln-Marienburg

Zu Werbung in DP, 6/02

Ich beziehe mich auf die Wer-
bung der Seite 17, die in der oben
genannten Ausgabe erschienen
ist. Wohl wissend, dass es wirk-
lich andere Probleme gibt, wäre
es aus meiner Sicht erheblich
besser, auf Werbung der Ziga-
rettenindustrie zu verzichten.
Selbstverständlich ist mir klar,
dass auch Sie sich finanzieren
müssen. Aber gerade Tabak-
reklame muss nun wirklich nicht
sein. Das Thema Rauchen am
Arbeitsplatz ist unerfreulich ge-
nug, die Novellierung der Ar-
beitsstättenverordnung und so-
mit die Verbesserung des
Nichtraucherschutzes kommt
endlich in die Gänge; die Ge-
werkschaft sollte sich da positiv
engagieren.

Karsten Krugmann, per Mail

Da für die Anzeigen der „Ver-
lag Deutsche Polizeiliteratur
GmbH“ zuständig ist, von dort
auch die Antwort:

„Mit der Aufnahme von Anzei-
gen sollen die Kosten der Zeit-
schrift für die GdP reduziert wer-
den. Nach unserer Wirtschaftsord-
nung hat jedoch auch der Anzei-
genteil Informationscharakter, so
dass Anzeigenaufträge nicht ohne
weiteres abgelehnt werden kön-
nen. Möglicherweise wird das von
Ihnen angesprochene Thema je-
doch durch EG-Initiative ohne-
hin bald abgeschlossen.“

Manfred Wallbrecher,
Geschäftsführer

FORUM

Zu: „Forum“, Dp 6/02

Ich bin 59 Jahre und wurde aus
gesundheitlichen Gründen vor-
zeitig in den Ruhestand versetzt.
Aus beruflichen Interesse abon-
nierte ich mir die „DP“. Auf
Grund der anstehenden tarifli-
chen Verhandlungen möchte ich
mich auch mal zu Wort melden.
Der Leserzuschrift des Kollegen
Petermann im o.g. Heft und sei-

nen Forderungen möchte ich
mich voll anschließen, die da
waren: allgemeine baldige An-
gleichung, Abschaffung des BAT-
Ost und insbesondere die Unge-
rechtigkeit bei der Zahlung der
Pensionen durch die Nichtaner-
kennung der Vordienstzeiten (zu
DDR-Zeiten). Ergänzend möch-
te ich noch hinzufügen, dass sich
die Gewerkschaft der Polizei spe-
ziell für die Verbesserung der
Lebenslage der „Ost“-Pensionä-
re verstärkt einsetzen sollte.

Als Versorgungsempfänger
„Ost“ weiß ich, wovon ich spre-
che. Abzüglich meiner privaten
Krankenversicherung muss ich
monatlich mit 1000 EUR aus-
kommen und dies bei den stän-
dig steigenden Lebenskosten.
Die etwa 2% Gehaltssteigerung
im Jahr wird allein durch die Er-
höhung der Versicherungen auf-
gebraucht!

Ergänzend möchte ich noch
sagen, dass ich seit meinem 20.
Lebensjahr ununterbrochen im
polizeilichen Vollzugsdienst und
vorher im operativen Dienst, also
in Schicht- und Wechselschicht-
dienst, tätig war. Eigentlich hät-
te ich nun einen Ruhestand mit
einigermaßen angemessenen
Ruhegehalt verdient. Einige Kol-
legen werden vielleicht einwer-
fen, dass ich ja die Angestellten-
jahre (die DDR-Polizeizeit) als
Rente zusätzlich noch zu erwar-
ten habe. Vom Grundsatzgedan-
ken her ist dies auch der Fall. Ich
muss aber dazu sagen, dass dies
erst mit 65 Jahren der Fall ist, da
bei 63 J. a) die Wartezeit nicht
erfüllt ist und b) prozentuale
Abstriche anstehen würde. Wei-
terhin würde sich das Ruhegehalt
(Mindestpension) auch nur ge-
ringfügig erhöhen.

Zum Schluss möchte ich noch
bemerken, dass sich jeder Kolle-
ge ausrechnen kann, welche Ein-
schränkungen im täglichen Le-
ben sich ein Versorgungs-
empfänger „Ost“ mit Mindest-
pension auferlegen muss, um
nicht unterzugehen.

Freuen würde ich mich, wenn
das Thema „Soziales“ auch im
Beamtenbereich in den Leserzu-
schriften der „DP“ mehr Inter-
esse finden würde.

Hartmut Kleint, Dresden
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Drogen- und Suchtbericht
Anfang Mai stellte die Dro-

genbeauftragte der Bundesregie-
rung, Marion Caspers-Merk, den
Bericht über die Drogen- und
Suchtlage und im Jahr 2001 vor.
Sie unterstrich dabei, dass die
Drogen- und Suchtpolitik noch
stärker auf die Prävention ausge-
richtet werden müsse.

Im Jahr 2001 starben 1.835
Rauschgiftsüchtige – das sind fast
10 % weniger, als noch im Jahr
zuvor. Nach den Anstiegen der
letzten drei Jahre sank die Zahl
damit erstmals. Marion Caspers-
Merk führt den Rückgang der
Todesfälle auf verschiedene Ur-
sachen zurück; insbesondere die
gesteigerte Anzahl von Hilfsan-
geboten für Rauschgift-
abhängige sei ausschlaggebend.
Eine Verbesserung des gesund-
heitlichen Zustandes der lang-
jährig Abhängigen und eine lang-
fristige Perspektive für ihren
Ausstieg aus der Sucht erhofft
sich die Drogenbeauftragte von
den Erkenntnissen des im März
2002 angelaufenen Modells der
„heroingestützten Behandlung“
in Bonn, dem noch sechs weitere
Projekte in deutschen Großstäd-
ten folgen werden.

Als besonders problematisch
wertet es die Drogenbeauftragte
der Bundesregierung, dass viele
junge Aussiedler Heroin näh-
men. Im vergangenen Jahr seien
daran 142 Menschen gestorben;
dies seien zwar weniger als im
Vorjahr, doch gemessen am ge-
ringen Aussiedler-Anteil an der
Bevölkerung sehr viel.

Trotz des generell positiven
Trends gebe es keinen Anlass zur
Entwarnung. Die Anzahl der
erstauffälligen Konsumenten
harter Drogen stagniere zwar, al-
lerdings sei erneut ein deutlicher
Anstieg bei den Erstauffälligen
von Ecstasy (+ 11 %) zu ver-
zeichnen. Bei Heroin und Am-
phetamin seien dagegen gering-
fügige Rückgänge, bei Kokain
sogar ein deutlicher Rückgang
(- 8,5 %) zu verzeichnen. Insge-
samt hätten sich deutliche Stei-
gerungen in den Ländern Nord-
rhein-Westfalen (+ 18,7 %), Bay-
ern (+ 8,2 %) und Hamburg

(+ 6,5 %) bei der Zahl der ers-
tauffälligen Konsumenten erge-
ben, dagegen durchweg Rück-
gänge in allen ostdeutschen Bun-
desländern.

Obwohl die Fallzahl um 5,9 %
abgenommen hat, stieg die
Sicherstellungsmenge im Be-
reich Heroin um 5 %. Es seien
1.288 kg Kokain sichergestellt
worden, 41 % mehr als im vor-
ausgegangenen Erfassungs-
zeitraum. Die Fallzahlen nahmen
bei Heroin insgesamt um 16 %
ab. Deutschland sei im Zusam-
menhang mit Kokain hauptsäch-
lich Konsum- und Transitland.

Bei Crack blieben die Zahlen
im Jahr 2001 im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum nahezu un-

verändert. Geringfügige Rück-
gänge gab es im Bereich Am-
phetamin/Methamphetamin, so-
wohl was die Fälle als auch die
Sicherstellungsmenge anbelangt.
Dagegen setzte sich laut  Mari-
on Caspers-Merk der negative
Trend im Zusammenhang mit
Ecstasy fort. Zwar sei die Anzahl
der Sicherstellung nach einer
deutlichen Steigerung im vergan-
genen Jahr um 8,4 % gesunken,
jedoch sei die Sicherstellungs-
menge gegenüber dem Vorjahr
nochmals um 180 % deutlich an-
gestiegen. Es ist auch hier anzu-
merken, dass ein Großteil der si-
chergestellten Menge nicht für
den deutschen Markt bestimmt
war.          now

GESUNDHEITSFÖRDERUNG

Berliner Modell
Es gibt wieder ein Berliner

Modell – diesmal auf dem Gebiet
der betrieblichen Gesundheits-
förderung. Ziel ist, die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der
Verwaltung stärker in das Ge-
sundheitsmanagement einzube-
ziehen, ihnen mehr Mitverant-
wortung auf diesem Gebiet zu
übertragen, Eigeninitiativen zu
fördern und die individuellen
Bedürfnisse der Beschäftigten
weitestgehend zu berücksichti-
gen.

Kernstück des Projektes sind
die dezentralen „Arbeitsgruppen
Gesundheitsmanagement“, die
in jeder Dienststelle eingerichtet
sind und den Zuschnitt auf ihre
Dienststelle organisieren. Dazu
steht ein umfangreiches Instru-
mentarium für die Analyse, die
Umsetzung und begleitende
Maßnahmen zur Verfügung.
Mitarbeiterbefragung, Analyse
von Gesundheitsrisiken, Infor-
mationsveranstaltungen, Ar-
beitsplatzgestaltung, Kommuni-
kationstraining und Stressbe-
wältigungsstrategien sind nur ei-
nige Punkte.

Nach Einschätzung der GdP –
vor allem vor dem Hintergrund
präventiver Arbeitsschutzmaß-
nahmen und aktiver Gesund-
heitsförderung – ist dieses Pro-
jekt sowohl in seiner organisato-
rischen Struktur als auch in sei-
nem arbeitssozialen und -psycho-
logischen Elementen sehr weit
entwickelt. Es kann aufgrund sei-
ner modularen nahezu in allen
Betriebsformen eingesetzt wer-
den.

Bei Interesse kann über die
GdP-Bundesgeschäftsstelle die
Broschüre der Berliner Senats-
verwaltung „Rahmenkonzept
zur Vereinbarung zum Gesund-
heitsmanagement in der Berliner
Verwaltung“ kostenfrei angefor-
dert werden:

Stichwort:
Broschüre
Gesundheitsmanagement
GdP-Bundesvorstand

Abteilung VIII
Forststraße 3a

40721 Hilden
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POLIZEI-FÜHRUNGSAKADEMIE

Wechsel im Amt des Präsidenten
Ende Mai

war „großer
Bahnhof“ an
der Polizei-
F ü h r u n g s -
a k a d e m i e .
Zahlreiche Gä-
ste aus dem In-

und Ausland waren zugegen, als
der Wechsel im Amt des Präsi-
denten der PFA vollzogen wur-
de. So hatte der „große Bahnhof“
etwas Sinnbildliches: Prof. Dr.
Rainer Schulte wurde nach 12-
jähriger Amtszeit verabschiedet
und sein Nachfolger, Klaus
Neidhardt, in sein Amt einge-
führt.

Der Innenminister des Landes
Nordrhein-Westfalen, Dr. Fritz
Behrens, erinnerte bei seinem
Dank an den scheidenden PFA-
Präsidenten an dessen ebenso

zeiliche Bildungsarbeit war für
Prof. Schulte nicht auf Deutsch-
land begrenzt. Er galt als einer
der Motoren der Europäischen
Polizeiakademie CEPOL, was
bei der Begrüßung der Gäste
deutlich wurde. Bei der Aufzäh-
lung der Vertreter polizeilicher
Bildungseinrichtungen für die
Führungsebene fehlte kaum ein
europäisches Land.

Dieses internationale Wirken
wurde auf ganz unterschiedliche
Weise, wie auf der Feierstunde zu
hören war, gewürdigt. Prof.
Schulte, so wurde hervorgeho-
ben, sei nicht nur jüngst zum Rit-
ter der französischen Ehrenlegi-
on ernannt worden, er habe auch
die Tracht eines usbekischen
Stammesführers als Anerken-
nung erhalten. Der Rektor der

Glückwünsche zum Ruhestand für
den ehemaligen Präsidenten Prof.
Dr. Rainer Schulte kamen auch
vom Bundesvorstand der GdP.

    Fotos (2): W.D.

Glückwünsche zum neuen Amt – Klaus Neidhardt mit dem GdP-Vorsit-
zenden Konrad Freiberg und dem stv. Vorsitzenden Heinz Kiefer

PFA

Hochschul-
Gesetz
kommt in
Landtag

Der Gesetzentwurf zur Deut-
schen Hochschule der Polizei
wird noch in diesem Jahr dem
Landtag des Landes Nordrhein-
Westfalen vorgelegt. Dies kün-
digte anlässlich der Feierstunde
zum Wechsel im Amt des PFA-
Präsidenten NW-Innenminister
Dr. Fritz Behrens an. Damit
kommt ein Thema, das die GdP
mit großem Engagement beglei-
tet, auf die Zielgerade.

Nachdem sich in einem lang-
wierigen Meinungsbildungs-
prozess, der immer wieder die
Überzeugungskraft der GdP ge-
fordert hatte, die Innenminister-
konferenz auf den Gesetzent-
wurf hatte einigen können, war
wegen der notwendigen wissen-
schaftlichen Anerkennung der
künftigen Hochschule die Kul-
tusministerkonferenz mit dem
Thema befasst worden. Die An-
kündigung des Ministers war in-
soweit die Bestätigung, dass es
nunmehr „grünes Licht“ für die
Einleitung des förmlichen Ge-
setzgebungsverfahrens gibt.

W.D.

beharrliches wie verbindliches
Eintreten für die Entwicklung
der PFA zur Deutschen Hoch-
schule der Polizei, wofür Prof.
Schulte allerdings die besten Vor-
aussetzungen mitgebracht hatte:
Er war bereits 1979 Gründungs-
rektor der Hochschule der Poli-
zei Villingen-Schwenningen in
Baden-Württemberg. Die poli-

Akademie des russischen Innen-
ministeriums, Generaloberst
Alexander Kovaljenko, über-
reichte Prof. Schulte „auf Befehl
des Innenministers“ eine Ehren-
urkunde. Münsters Oberbürger-
meister, Dr. Berthold Tillmann,
hob ganz im Sinne der Interna-
tionalität der PFA deren
Marketingwert hervor: Münster

liege bei Hiltrup, wo die Polizei-
Führungsakademie ihren Sitz
habe.

Zum Nachfolger von Prof.
Schulte fand
der Oberbür-
germeister Ver-
bindendes – er
sei genau wie
Klaus Neid-
hardt von Hau-
se Sozialwissen-
schaftler. Der
neue Präsident
der Polizei-
Führungsaka-
demie hat nun
seinen dritten
Auftritt an der
PFA: zuerst im
Rahmen der
Au s b i l d u n g
zum Höheren
Dienst, später
zwischen 1996
und 1999 als
Dozent und zu-
letzt als stellver-

tretender Fachbereichsleiter im
größten der drei Fachbereiche
„Polizeiliches Management“.
Klaus Neidhardt, der mit Re-
spekt von den „großen Schuhen“
seines Vorgängers sprach, versi-
cherte, den Weg der PFA zur
Hochschule konsequent weiter
zu verfolgen. Den häufig be-
fürchteten Gegensatz von Wis-
senschaft und Praxis sehe er
nicht, statt dessen strebe er eine
„wechselseitige Optimierung“

an. Prof. Schulte erinnerte daran,
dass bereits im Jahr 1950 der Lei-
ter des damaligen Polizeiinstituts
davon gesprochen habe, aus die-
ser Einrichtung müsse eine
Hochschule werden. Schulte:
„Man sieht, gut Ding will Weile
haben.“ Am äußeren Erschei-
nungsbild der PFA ist der Wan-
del deutlich abzulesen: Die ur-
sprüngliche Kaserne ist vom
Campus abgelöst worden.

W.D.
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MITGLIEDERPROJEKT

Die Arbeit der Vertrauensleute als wichtigstes Bindeglied
zwischen den ehrenamtlichen Vorständen und den einzel-
nen Mitgliedern zu stärken, lautet eine der dringlichsten
Forderungen unseres Projektes „Mitgliederzufriedenheit.
Über seine erfolgreiche Arbeit als Vertrauensmann und
seine Erwartungen an die GdP gab Roland Busch,
Kontaktpolizist in Bremen, Auskunft.

Roland, du bist seit 16 Jahren
Vertrauensmann. Wie bist du zu
dem „Job“ gekommen?

Mein Vorgänger als Vertrau-
ensmann hat mich angesprochen,
ob ich nicht Lust dazu hätte. Und
da ich nicht gern nur meckere,
sondern auch etwas bewegen
will, hab‘ ich zugesagt. Natürlich
auch, weil mich meine Kollegen
dazu aufgefordert haben.

Warum gerade du? Was zeich-
net einen Vertrauensmann aus?

Wie das Wort schon sagt: Man
muss das Vertrauen der Leute
haben, offen und ehrlich sein und
vor allem mit Dingen auch ver-
traulich umgehen können. Mei-
ne Kollegen meinen wohl, ich bin
dafür der richtige.

Wie siehst du deine Aufgaben
als Vertrauensmann?

Mich um die Leute kümmern
– das ist meine Aufgabe. Natür-
lich kann ich nicht jedes Problem
lösen. Aber ich habe ein offenes
Ohr und verspreche, dass ich
Rückmeldung gebe, was ich er-
reicht habe. Am schönsten ist es,
wenn man für etwas richtig ge-
kämpft hat und das hat etwas
gebracht.

Man muss den Kolleginnen
und Kollegen auch immer wieder
zeigen, dass wir erfolgreich sind,
und gegenhalten, wenn Leute
meinen, sie brauchen die Ge-
werkschaft nicht.

Ich konnte in den letztem Jah-
re neue Leute für die GdP wer-
ben und andere zurückholen.
Nicht durch überreden, sondern
weil ich auf die Kolleginnen und
Kollege zugehe und mich küm-

mere. Wenn da z.B. einer im
Krankenhaus liegt, besuche ich
den auch. Nicht mit dem GdP-
Schild um den Hals, sondern ein-
fach als Kollege.

Engagement in Sachen Ge-
werkschaft scheint dir eher Lust
als Last zu sein...

Sonst würde ich es nicht ma-
chen. Übrigens gibt es nicht nur
Probleme zu lösen. Prima sind
auch jedes Jahr die Vertrauens-
leute-Seminare. Da lernt man
nebenbei neue Leute kennen
und kann sich austauschen. Da
geht man mit vielen Infos, mit
höherer Motivation wieder nach
Hause – und mit dem Gefühl,
nicht allein zu sein. So etwas soll-
te es noch viel öfter geben.

Welche Unterstützung von der
GdP würdest du dir darüber hin-
aus für deine Arbeit wünschen?

Wenn man gewerkschaftlich
was bewegen will, muss auch Zeit
dafür aufgewendet werden. Aber
ich habe meine Arbeit im Dienst
zu machen und will mich um die
Kollegen kümmern. Da müssen
die Informationen uns besser
„serviert“ werden, es geht nicht
an, dass ich mir alles selbst auf-
arbeiten muss. Es reicht nicht,
wenn wir als VL die ganz norma-
len Flugblätter bekommen. Wir
brauchen dazu auch die Hinter-
grundinformationen. Das wäre
mir wirklich wichtig.

Und ich finde es immer ät-
zend, wenn ich am Jahresende
die abgezählten Kalender in die
Hand gedrückt bekommen – da-
von bräuchte ich mehr, auch um
damit zu werben unter den nicht

organisierten Kolleginnen und
Kollegen.

Wenn du andere Leute von
der GdP überzeugen kannst,
muss dir an deiner Gewerkschaft
besonders liegen...

Ich finde es gut, dass wir eine
berufsspezifische Gewerkschaft
sind. Es ist einfach eindrucksvoll,
wenn man sieht, dass selbst die
Tagesschau über Demos oder
anderen Aktionen der GdP be-

RECHT

richtet. Wir werden als gewerk-
schaftliche Kraft ernst genom-
men. Ich fühle mich auch mit den
Leistungen, die im Mitgliederbei-
trag enthalten sind, gut versorgt.
Aber das müssten wir noch viel
besser verkaufen. Wir sollten viel
häufiger nach dem Motto han-
deln: „Tue Gutes und rede dar-
über!“

Das Gespräch führte Anja
Weusthoff

Wer im Ausland in einen
Verkehrsunfall verwickelt
wird, hat oft mit erhebli-
chen Schwierigkeiten bei
der Regulierungen zu rech-
nen. Das soll sich ändern –
zumindest in den Ländern,
die der EU angehören.

Mit dem „Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des
Pflichtversicherungsgesetzes und
anderer versicherungsrechtlicher
Vorschriften“ will die Bundesre-
gierung die sog. „4. Haftpflicht-
Richtlinie des Rates und des Par-
laments der EU“ in deutsches
Recht umsetzen.

Im wesentlichen soll eine Ver-
besserung durch folgende Punk-
te erreicht werden:

• Die Versicherer setzen in
allen Ländern der EU
Schadenregulierungsbeauftragte
ein, an die sich die Geschädigten
nach Verkehrsunfällen wenden
können.

Schadenregulierung
soll in EU-Ländern
einfacher werden

• Innerhalb von Mindest-
bearbeitungsfristen (3Monate)
muss vom Versicherer ein be-
gründetes Schadenersatzangebot
bzw. eine ebenfalls begründete
Ablehnung vorliegen.

• Die Mitgliedsstaaten
müssen Auskunftstellen einrich-
ten bzw. anerkennen. Diese infor-
mieren den Geschädigten über
den Versicherer des Unfall-
verursachers und den zuständi-
gen Schadensregulierungs-
beauftragten der eigenen Versi-
cherung.

• Die Mitgliedsstaaten
werden verpflichtet, Entschädi-
gungsstellen einzurichten, die
unter bestimmten Voraussetzun-
gen (z. B. Überschreitung der
Mindestbearbeitungsfrist) an
Stelle des säumigen Versicherers
Ansprüche des Geschädigten
geltend machen.

hjm

Mich um die Leute kümmern –
das ist meine Aufgabe
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11. BUNDESJUGENDKONFERENZ

Ausbildung: Theorie und Praxis besser
verzahnen

Die 11. Bundesjugendkonferenz der JUNGE GRUPPE in
der Gewerkschaft der Polizei (GdP), der die vom 13. bis
15. Mai in Lüneburg stattfand, stand unter dem Motto
„Aktie Ausbildung – Investitionen in die Zukunft“. Zum
neuen Bundesvorsitzenden wurde der 28jährigen Polizei-
oberkommissar Sascha Göritz aus Niedersachsen ge-
wählt. Er löst Jens Mohrherr (Hessen) ab.

V or den rund 150 jungen
Kolleginnen und Kolle-
gen aus der gesamten

Bundesrepublik forderte der
neue Bundesvorsitzende Sascha
Göritz die Innenminister und
-senatoren des Bundes und der
Länder auf, alle sich in der
Polizeiausbildung befindlichen
jungen Männer und Frauen in
den Polizeidienst zu überneh-
men. Göritz: „Es gibt bedenkli-
che Anzeichen, dass in einzelnen
Ländern nicht alle Auszubilden-
den in den Polizeidienst über-
nommen werden sollen. Es wäre
ein Skandal, wenn trotz der
Personalmisere bei der Polizei
fertig ausgebildete junge Polizis-
tinnen und Polizisten, Polizeibe-
amtinnen und -beamten auf der
Straße stünden. Wenn junge
Menschen in diesen Zeiten, den
Beruf des Polizeibeamten ergrif-
fen haben, bereit sind, ihre Ge-
sundheit und leider oftmals ihr
Leben für unsere innere Sicher-
heit zu riskieren, dann sollten die
Verantwortlichen auch den An-
stand besitzen, diese in ein festen
Arbeitsverhältnis zu überneh-
men!“

Trotz des weltweit anerkannt
hohen Niveaus der Polizeiaus-
bildung in Deutschland müssten,
so Göritz, Lehrpläne und Stu-
dienverlauf einen stärkeren
Praxisbezug herstellen.  In einem
einstimmig beschlossenen Leit-
antrag unter der Überschrift
„Aktie Ausbildung – Investition
in die Zukunft“ heißt es: „Je
komplizierter die Prozesse in ei-
ner modernen Industriegesell-
schaft werden und je schneller
sich die Rahmenbedingungen
aufgrund der politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Ent-
wicklungen im nationalen und
europaweiten Zusammenhang
ändern, umso höher werden die
Anforderungen an den Polizei-
beruf. Hinzu kommt, dass die
Gesellschaft anonymer wird mit
der Folge, dass selbst kleinste
persönliche Konflikte nicht mehr
unmittelbar von den Beteiligten

selbst geklärt werden, sondern
die Polizei als Moderator erfor-
dern. Zum allgemeinen gesell-
schaftlichen Anspruch an den
Polizeiberuf treten ganz konkre-
te Erwartungen der Bürgerinnen
und Bürger an die Dienstleistung
„Innere Sicherheit“; der Wunsch
nach Sicherheit rangiert seit Jah-
ren in zahlreichen Meinungsum-
fragen in der Bevölkerung an
vorderer Stelle – zumeist unmit-

telbar hinter dem Bedürfnis nach
Arbeitsplätzen und wirtschaftli-
chem Wohlstand. Komplexer
werdende gesetzliche Regelun-
gen und auch die technische Ent-
wicklung mit ihren Auswirkun-
gen auf den Polizeiberuf ergän-
zen diese Anforderungen. Daher
reicht die heutige Ausbildung
nicht mehr als Voraussetzung für
ein ganzes Berufsleben aus.  Er-
forderlich ist mehr denn je, für

den Polizeiberuf wesentliche
Basisqualifikationen und geisti-
ge Flexibilität zu entwickeln und
zu fördern. Nur durch eine per-
manente Fortbildung sind die
Ausbildungsergebnisse zu si-
chern.“ Deshalb sei die Ausbil-
dung des Polizeidienstes auf der

Ebene des fachwissenschaft-
lichen Studiums an einer Fach-
hochschule anzusiedeln. Die
Ausbildung für den gehobenen
Dienst gewinne noch mehr an
Bedeutung, weil im Rahmen der
„zweigeteilten Laufbahn“ der
Anteil des gehobenen Dienstes
stetig steige. Damit das Studium
bundesweit gleich hohen Anfor-
derungen gerecht wird, fordert
die JUNGE GRUPPE (GdP)

Der neue Vorstand der JUNGEN GRUPPE (GdP): (V. n. r.) Nils-Torben Zimmermann (stellvertretender Vorsitzen-
der – Bundesgrenzschutz), Karen Seiter (stellvertretende Vorsitzende – Baden-Württemberg), Marc Schulz
(Schriftführer – Nordrhein-Westfalen NRW), Sandy Feige, (stellvertretende Kassiererin – Brandenburg), Sascha
Göritz (neuer Vorsitzender – Niedersachsen), Thien Nguyen (Kassierer – Berlin), Armin Zimmermann (stellver-
tretender Vorsitzender – Bayern) Fanni Schneider (stellvertretende Schriftführerin – Sachsen)
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bundeseinheitliche Standards
und eine kontinuierliche Weiter-
entwicklung. Sie fordert die Ein-
richtung eines Vorseminars ein,
in dem die angehenden Polizei-
beamtinnen und -beamten nach
ihrer Einstellung auf die berufli-
che Realität vorbereitet werden.

entwickelten sich erst dann,
wenn umfangreiches Wissen und
notwendige Fertigkeiten bereits
während des Studiums umgesetzt
und kritisch begleitet werden
können. Das Studium müsse ge-
währleisten, dass das Gelernte
auch erprobt wird, in dem das

Hier sollen die jungen Kollegin-
nen und Kollegen die Anforde-
rungen des Polizeiberufes näher
kennen lernen und sich mit Fra-
gen der Berufsethik sowie den
möglicherweise im Dienst auftre-
tenden Konflikten  und Proble-
men auseinander setzen.

Die JUNGE GRUPPE (GdP)
spricht sich gegen die Vermitt-
lung bloßen Fachwissens aus, das
lediglich dazu diene, geforderte
Prüfungen zu bestehen. Vielmehr
müsse bei den Studierenden die
Fähigkeit zu Selbstständigkeit,
Teamarbeit, Kommunikation,
Konflikt- und Problemlösung
entwickelt und gefördert werden.

Lernformen und -inhalte

Die traditionell dominante
Form des Frontalunterrichts wird
als wenig geeignet bezeichnet,
soziale Kompetenz zu entwi-
ckeln. Vielfältige Handlungs-
möglichkeiten und notwendige
Kompetenzen, die für den poli-
zeilichen Alltag wichtig seien,

theoretisch Erlernte kontinuier-
lich in praktischen Übungen um-
gesetzt und
vertieft wür-
de.

Die der-
zeitige Viel-
falt der Fä-
cher, so der
Lei tantrag
weiter, ver-
hindere ei-
nen für alle
Beteiligten
transparen-
ten roten Fa-
den im Studi-
um. Statt iso-
l i e r t e r
Problembe-
handlung im
Einzel fach
sollte dem in-
terdisziplinä-
ren bzw.
fächerübergreifenden Ansatz
verstärkt Rechnung getragen
werden.

Im Sinne einer inhaltlichen
Zusammenführung sollten sich

die Inhalte des Studiums in drei
Säulen wiederfinden:

• Gesellschaftswissen
schaften

• Rechtswissenschaften
• Polizeiwissenschaften
Als nicht optimal bewertet die

JUNGE GRUPPE (GdP) die
Zusammenarbeit zwischen den
Fachhochschulen und den
Dienststellen. Gerade weil der
Polizeiberuf  durch seine Praxis-
orientierung geprägt sei, müssten
fachtheoretische und fach-
praktische Abschnitte als eine
Einheit betrachtet werden. Theo-
retische und praktische Aus-
bildungsteile sollten inhaltlich
und organisatorisch besser ver-
zahnt sowie mit der Fortbildung
verknüpft werden.

Die Vielfalt der zu vermitteln-
den Inhalte und Fertigkeiten
mache eine gemischte Zusam-
mensetzung der Dozenten – aus
Hauptamtlichen, Nebenamtli-
chen und Externen erforderlich,
wobei der Einsatz von externen
Dozenten den Studierenden den
Blick über den polizeilichen
„Tellerrand“ öffnen könne.

Außer ihrer fachlichen Quali-
fikation benötigten die Dozenten
pädagogische sowie methodisch-
didaktische Fähigkeiten, die im
Rahmen der Fortbildung perma-

nent ausgebaut und aktualisiert
werden müssen. Ebenso sei eine
Rotation der Dozenten uner-
lässlich.

Das Modell eines sehr nahe an

der Berufspraxis orientierten
Studiums ist nach Auffassung der
JUNGE GRUPPE (GdP) erfor-
derlich, um ohne große Rei-
bungsverluste die Berufsfähig-
keit der Studierenden zu gewähr-
leisten. Deshalb lehnt die JUN-
GE GRUPPE (GdP) eine
Externalisierung des polizeili-
chen Fachhochschulstudiums ab
und befürwortet weiterhin das
Modell eines verwaltungsinter-
nen Studiums.

Das Ziel, umfassend ausgebil-
dete, mit hoher sozialer Kompe-
tenz ausgestattete Persönlichkei-
ten zu entwickeln, mache es  nach
Auffassung der JUNGE GRUP-
PE (GdP) unverzichtbar, dass
junge Polizeibeamtinnen und
-beamte schon während ihres
Studiums das gesetzlich verbrief-
te Recht erhalten, auf die Bedin-
gungen und Inhalte ihrer Ausbil-
dung Einfluss zu nehmen. Mitbe-
stimmung im Rahmen von Ju-
gend- und Auszubildendenver-
tretungen sei an allen Fachhoch-
schulen unbedingt erforderlich.

Der neue Bundesjugendvor-
stand will sich neben einer ver-
besserten Ausbildung auch für
eine sachgerechte Ausstattung
von jungen Polizistinnen und
Polizisten einsetzten und sich für
die Einhaltung von Mindest-

standards bei der Unterbringung
und Verpflegung bei polizeili-
chen Großeinsätzen stark ma-
chen.          hol

Nach dem Rundgang durch die Ausbildungsbörse im Rahmen dert
Bundesjugendkonferenz: der Niedersächsische Ministerpräsident
Heiner Bartling mit dem neuen Vorsitzenden der JUNGEN GRUPPE
(GdP), Sascha Göritz.           Fotos: hol

Delegierte während der Bundesjugendkonferenz in Lüneburg
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BUNDESGRENZSCHUTZ

Nachwuchssorgen der GSG 9: Attraktivität
der BGS-Spezialeinheit steigern

„Die anspruchsvolle Arbeit in
der GSG 9 des Bundesgrenz-
schutzes (BGS) muss für geeig-
nete Interessenten noch attrak-
tiver werden, sonst könnte die
Einsatzbereitschaft der Spezial-
einheit eines Tages aufgrund
Nachwuchsmangels gefährdet
sein“, betonte der Vorsitzende
der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), Konrad Freiberg, am 13.
Juni 2002 am Rande eines
Informationsbesuches am BGS-
Standort St. Augustin bei Bonn.

Begleitet vom Vorsitzenden
des Bezirks BGS in der Gewerk-
schaft der Polizei, Josef Scheu-
ring, und vom GSG 9-Perso-
nalratsvorsitzenden Bernd
Freund sowie dem Vorsitzenden
der Kreisgruppe GdP GSG 9,
Jörg Jung, führte Konrad Frei-
berg Gespräche mit Abteilungs-
präsident Harald Dippel vom
Bundesgrenzschutzpräsidium
West sowie mit Einsatzkräften
und dem Leiter der Dienststelle,
Leitender Polizeidirektor Fried-
rich Eichele. Der GdP-Vorsitzen-
de zeigte sich beeindruckt vom
hohen Ausbildungsstand und die
trotz aller Belastungen sehr hohe

Motivation der Polizeibeamten
in der Spezialeinheit.

Freiberg: „Wenn man be-
denkt, dass die hohen Anforde-
rungen an psychische und physi-
sche Leistungsbereitschaft gera-
de einmal mit einer Erschwernis-
zulage von ca. 150 Euro brutto
monatlich abgegolten werden, ist
es nicht verwunderlich, dass im-
mer weniger geeignete junge
Menschen sich für den Dienst in
der GSG 9 bereit finden.“

Bereits heute fehlen dieser
Spezialeinheit des BGS eine
nicht unbeträchtliche Anzahl von
Polizeivollzugsbeamten im ope-
rativen Bereich. Konrad Freiberg
plädierte dafür, die laufbahn-
rechtlichen Perspektiven für die
GSG 9 z. B. durch Sonderrege-
lungen in der Laufbahnverord-
nung und die Einführung der
zweigeteilten Laufbahn weiter zu
verbessern.

Freiberg: „Es kann keinen
Zweifel daran geben, dass die
enormen Anforderungen und
der verantwortungsvolle Auftrag
dem gehobenen und höheren
Dienst der Polizei zuzuordnen
sind.“ Das wird beispielhaft deut-

lich, wenn es um Einsätze im
Ausland – etwa zum Schutz von
Botschaften und Botschaftern –
geht. Da sind diplomatisches
Geschick und Einfühlungsver-
mögen gegenüber dem Botschaf-
ter genauso wie gegenüber dem
einheimischen Koch gefragt –
ebenso wie Sprachkenntnisse;
englisch ist hierbei in einigen

Ländern zur Zeit weniger emp-
fehlenswert.

Die GSG 9, das wurde in dem
Gespräch deutlich, überfordert
offenbar viele Menschen emotio-
nal – bis hinauf in die hohe Poli-
tik. Immer noch beeinflusst die
Erinnerung an den Einsatz von
Mogadischu das Bild. Als bei-
spielsweise die GSG 9 bei einer

Die Kollegen von der GdP und vom Personalrat zusammen mit Ab-
teilungspräsident Harald Dippel (2. v. r.) und dem Leiter der GSG 9,
Friedrich Eichele (1. v. r.).
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Geiselnahme in Ägypten ihre
Hilfe angeboten hatte, dachte die
diplomatische Entscheidungs-
ebene automatisch an das Ange-
bot für einen Zugriff, doch der
war überhaupt nicht gemeint –
stattdessen technische und takti-
sche Hilfe, zumal man sich auf
der Arbeitsebene bestens kann-
te: es bestanden enge Kontakte
zu den ägyptischen Einsatz-
kräften.

Zu Recht ist die GSG 9 stolz
auf ihre „Auslandsbeziehungen“.
Die Bekämpfung von Terroris-
mus und Schwerstkriminalität ist
nun einmal eine internationale

Aufgabe, die
eine enge
Zusammen-
arbeit der
Spezialein-
heiten unab-
d i n g b a r
macht. Je
nach Organi-
sationsform
gehören die-
se dem Mili-
tär und nicht
der Polizei an
– kein Pro-
blem für das
S e l b s t v e r-
ständnis der
GSG 9. Ihr
Leiter Fried-
rich Eichele:

„Wir sind Polizisten und keine
Soldaten. Für uns gelten die ge-
setzlichen Grundlagen, wie sie
für eine Polizei selbstverständlich
sind. Wir dürfen aber auch keine
Berührungsängste haben, was
die Zusammenarbeit mit Spezi-
aleinheiten militärischer Art ha-
ben.“

Was die Kooperation mit den
Spezialeinsatzkommandos der
deutschen  Länder angeht, gibt
es keine Probleme – im Gegen-
teil: „Bei uns gehen die Kollegen
ständig ein und aus“, so Eichele.

Mit den meisten Ländern be-
stehen Kooperationsabkommen,

Auch das gehört zu internationaler Erfahrung: Für die
Ausstattung mit neuester Technik zur Verfolgung von
Fahrzeugen über nationale Grenzen hinweg nutzte die
GSG 9 die Finanztöpfe der EU. Vorteil: auch andere
Länder von Italien bis zu den Niederlanden verfügen
über dieselbe Ausstattung.

um eine sinnvolle Aufgaben-
aufteilung zu vereinbaren. So
übernimmt die GSG 9 Lagen im
Zusammenhang mit Flugzeugen
und Schiffen, weil es unsinnig
wäre, das spezielle Know-How
einschließlich Aus- und Fortbil-
dung sowie darauf abgestimmte
Ausrüstung in jedem Bundesland
vorzuhalten. Es gibt nur ein Är-
gernis, für das nicht die unmittel-

jeweils geleisteter polizeilicher
Unterstützung gibt, müssen Ein-
sätze des Bundes, also auch der
GSG 9, von denvom anfordern-
den Land bezahlt werden. Das
führt dann zu so kuriosen Fällen
wie jüngst in Rheinland-Pfalz, als
Spezialeinsatzkommandos aus
mehreren Bundesländern über
entsprechend große Entfernun-
gen zur Unterstützung des SEK

Rheinland-
Pfalz zusam-
mengezogen
wurden, wäh-
rend es für
die GSG 9 ei-
nen Weg von
gerade ein-
mal 40 km
bedeutet hät-
te. Da fragt
sich der Steu-
erzahler, ob
die Furcht
vor einer
R e c h n u n g
aus dem Bun-
desinnenmi-

nisterium es rechtfertigt, tatsäch-
liche Kosten in unvergleichbar
höherem Umfang zu verursa-
chen.

hol/W.D.

Der in Originalgröße nachgebaute hölzerne Rumpf eines
Airbus dient der GSG 9 für Übungsszenarien. Trainiert
wird aber auch an „richtigen“ Flugzeugen.

     Fotos: W. D.

bar Beteiligten, sondern die
„hohe Politik“ verantwortlich ist:
Die GSG 9 wird von den Län-
dern in Fällen „normaler“
Schwerkriminalität nur selten
zur Unterstützung angefordert.
Der Grund: während es zwischen
den Ländern ein Verzichtsab-
kommen für die Honorierung

BUNDESGRENZSCHUTZ



7/2002 Deutsche Polizei  25

Neu: Mit der GdP-Rente die
„Riesterlücke“ schließen!

Nach dem Willen des Gesetzgebers schmilzt im gesamten
öffentlichen Dienst mit Beginn des kommenden Jahres
die Altersversorgung. In 8-jährlichen Stufen wird es berg-
ab gehen, bis das avisierte abgesenkte Versorgungs-
niveau erreicht sein wird. Langfristig ist zu befürchten,
dass damit der Einstieg in eine wesentlich weitergehende
Umstrukturierung des gesetzlichen Versorgungssystems
gegeben ist – mit dem Ziel, die Altersvorsorge immer
mehr zu privatisieren.

Das Thema „Altersvorsorge“
gewinnt also sowohl für die ge-
werkschaftliche Arbeit als auch
für jedes GdP-Mitglied immer
mehr an Bedeutung.

Für den Ausgleich der persön-
lichen „Riesterlücke“ hat die
GdP nun mit ihrem Kooperati-
onspartner, SIGNAL IDUNA,
eine attraktive Lösung geschaf-
fen: die GdP-Rente. Damit ist
eine optimale Verbindung zwi-
schen staatlicher Förderung und
ertragsstarker Eigenvorsorge
gelungen. Mit Exklusiv-
konditionen bietet die GdP-Ren-
te ein Konzept, um das bisherige
persönliche Altersvorsorge-
niveau halten zu können.

Über die „GdP-Rente contra
Riesterlücke“ sprach DP mit
Andreas Schuster. Er ist als Mit-
glied des Geschäftsführenden
Bundesvorstandes der GdP u.a.
für das Finanzressort zuständig.

Die Schlagworte „Riester-
lücke“ und „Riesterrente“ gei-
stern seit vielen Monaten durch
die Medien. Warum zögern die
meisten Kolleginnen und Kolle-
gen noch, entsprechende Vorsor-
ge zu treffen?

Vor allem ist es wohl das Über-
maß an – teilweise auch wider-
sprüchlichen – Informationen,
das verständlicher-
weise Verunsiche-
rung bei vielen Be-
troffenen hervorge-
rufen hat. Hinzu
kommt, dass die GdP
den Kolleginnen und
Kollegen zunächst geraten hatte,
aktuell nichts zu unternehmen,
sondern ein gewerkschaftlich un-
terstütztes Vorsorgekonzept mit
möglichst günstigen Konditionen
abzuwarten.

Warum ein eigenes Konzept?
Wir wollen die Identifikation

unserer Mitglieder mit ihrer Ge-
werkschaft auch bei der Alters-
vorsorge erreichen. Deshalb ging
es uns sehr darum, alle die Vor-
teile bündeln zu können, die nur
durch eine entsprechend große

Gewerkschaft erreichbar sind.
Hinter das jetzt entwickelte Kon-
zept können wir uns alle mit gu-
tem Gewissen stellen, wir haben
es deshalb auch „GdP-Rente“
genannt.

Was sind die speziellen Vortei-
le der GdP-Rente ?

Gemeinsam mit unserem Ko-
operationspartner, SIGNAL
IDUNA, mit dem wir auch die
PVAG betreiben, haben wir in-
tensiv nach Lösungen gesucht.
Dabei waren uns drei Aspekte
besonders wichtig:

1. ein hohes Leistungsniveau
bei realistischer Zinserwartung
in der Überschussplanung,

2. günstige Beiträge, die mög-
lichst weitgehend in den Kosten-
anteilen reduziert sind,

3. die Bereitstellung einer ho-
hen Beratungskompetenz und
Servicefunktion, die den Kolle-

ginnen und Kollegen hilft, eine
bedarfsgerechte und sachlich
fundierte Entscheidung zu tref-
fen.

Zur GdP-Rente gehört außer-
dem noch eine Leistung, für die
kein weiterer Beitrag gezahlt
werden muss – auch wenn ich
hoffe, dass derartige Fälle nicht
eintreten. Es handelt sich um das
Sterbegeld, das für den Fall des
Dienst-/Arbeitsunfalls mit To-
desfolge gezahlt wird. Es beträgt
bis zu 1.946 Euro. Damit wird der
Gefährlichkeit unseres Berufes

Rechnung getragen.

Was passiert mit der GdP-
Rente, wenn eine GdP-Mitglied-
schaft beendet würde?

Dann wird der abgeschlosse-
ne Vorsorgevertrag weiterge-
führt – aber selbstverständlich
nicht zu den Sonderkonditionen
der GdP-Rente und ohne die Zu-
satzleistung „Sterbegeld“. Diese
in Euro und Cent messbaren Vor-
teile sind an die GdP-Mitglied-
schaft gebunden und machen
einmal den Wert deutlich, den die
GdP durch ihre Arbeit an ihre
Mitglieder zurückgibt.

Es sind viele sogenannte
„Riesterprodukte“ am Markt –
hat die GdP-Rente ihnen gegen-
über echte Vorteile?

Ganz eindeutig: ja! – Wir
konnten die ganze Bandbreite
der Beitragsreduzierung durch
eine Kollektivkalkulation ein-
bauen. Das führt zu einer ähnli-
chen Wirkung wie ein „Mengen-
rabatt“. Darüber hinaus wurde
auch bei den Vertriebskosten
kräftig gespart. Diese Besonder-
heiten führen dazu, dass die
GdP-Rente eben eine vergleichs-
weise besonders hohe Rente ge-
währleistet – immer gleiche Zins-
bzw. Überschusserwartung vor-
ausgesetzt! Das ist ganz wichtig,
sonst vergleicht man nämlich
schnell Äpfel mit Birnen! Wir
empfehlen daher unseren Kolle-
ginnen und Kollegen, Riester-
produkte intensiv zu prüfen und
sich fachkompetent beraten zu
lassen. Dabei muss man auf glei-
che Ausgangsvoraussetzungen
achten.

Was hat es mit der sogenann-
ten Zertifizierung auf sich?

Verständlicherweise will der
Gesetzgeber nur Vorsorge-
produkte fördern, die einen fest-
gelegten Qualitäts- und Sicher-
heitsstandard erfüllen; das liegt
ja auch im Interesse aller betrof-
fenen Mitbürger. Wenn ein Vor-
sorgeprodukt das Klassenziel er-
reicht hat, vergibt das Bundes-
aufsichtsamt – quasi als „Prüf-
stempel“ – eine
Zertifizierungsnummer. So kön-
nen Interessenten feststellen, ob
das jeweils ihnen angebotene
Produkt Förderungsqualität be-
sitzt oder nicht. Die GdP-Rente
ist selbstredend voll zertifiziert.

Unsere Zertifizierungsnummer
lautet 000089 – der Hinweis auf
eine sehr frühe Qualitäts-
bestätigung übrigens.

Der Gesetzgeber hat verschie-
dene Anlageformen zur Förde-
rung zugelassen. Was lässt sich
dazu sagen?

Die wesentlichen drei Anlage-
formen sind die Rentenversiche-
rung, der Rentensparvertrag und
der Rentenfonds. Von hier aus
individuell zu beraten ist nicht
sinnvoll. Aber ich denke, die Vor-
sorgeform, die voraussichtlich
die weiteste Verbreitung bei den
GdP-Mitgliedern finden dürfte,
wird die GdP-Rente sein, eben
weil sie die meisten Situationen
sinnvoll abdeckt.

(Fortsetzung auf Seite 32)

SERVICE

Unser Gesprächsparrtner:
Andreas Schuster
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Wie haben wir darauf gewar-
tet, dass endlich der Satz „Wir
sind ein Volk!“ ausgesprochen
wurde. Wie gespannt waren wir:
was ist die Bundesrepublik für
ein Land? Wie wird das jetzt mit
dem Kapitalismus? Welche Poli-
tik werden unsere „Volksvertre-
ter“ betreiben? Was ist eigentlich
wahr an dem Satz „Wir sind ein
Volk!“?

Der Zeitraum von fast 12 Jah-
ren „Einheit“ hat die meisten
Fragen ernüchternd beantwortet.
Die Bundesrepublik ist zwar grö-
ßer geworden, denn es sind ein
paar Bundesländer dazu gekom-
men, aber gehören wir wirklich
dazu? Wenn ja, warum gibt es

dann immer noch solche gravie-
renden Unterschiede?

Man schiebt sie auf die Wirt-
schaft. Das Wirtschaftsauf-kom-
men in den neuen Bundeslän-
dern sei noch nicht gleich zu stel-
len mit den Erfolgen der Alt-
bundesländer. Da macht man
sich so seine Gedanken: wenn die
Investoren und die Stamm-
betriebe aus den Altbundes-
ländern kommen, die Arbeit in
den neuen Bundesländern zu
geringerem Lohn getan wird,
aber die Gewinne den alten Bun-
desländern zugerechnet werden,
wie kann sich da die Wirtschaft
in den neuen Ländern stabilisie-
ren?

Anfangserfahrungen
Ich war bis 1992 arbeitslos.

Keine Chance auf einen Job.
Eine Person, die zu DDR-Zeiten
in der FDJ-Leitung gearbeitet
hat oder im Reisebüro „Jugend-
tourist“ – also das geht doch
wirklich nicht! Dann bekam ich
endlich einen Job in einer
Dachdeckerfirma. Der Chef aus
den alten Bundesländern stellte
mich zur Zeitarbeit ein – ohne
Arbeitsvertrag, ohne Urlaub.
Arbeiten musste ich auch dann,
wenn für die
anderen Be-
schäftigten
Urlaub an-
gesagt war.
Nach dem
Satz des
Chefs: „Sie
haben zu ar-
beiten, auch
wenn ich im
Urlaub bin.
Und wenn
Sie nicht das
machen, was
ich sage,
können Sie
gehen, aber
Sie brauchen
ja das
Geld...“, bin
ich aufge-
standen und
g e g a n g e n .
Ich bin noch lange kein Sklave!

Auch ich war zu diesem Zeit-
punkt alleinerziehend mit zwei
Kindern und kann daher Karola
Müller (s. DP 5/02, „Ich wünsche
mir dreimal im Jahr Tarifver-
handlungen“, die Red.) sehr gut
verstehen und ihre Situation
nachempfinden.

Endlich bekam ich einen be-
fristeten Arbeitsvertrag bei der
Polizei. Ich steckte meine ganze
Energie in diese neue Aufgabe
und engagierte mich gleichzeitig
in der Gewerkschaft für die Be-
lange unserer Angestellten. Nach
einer gewissen Zeit übernahm
ich die Funktion als Vorsitzende
des Landesfachausschusses für
Tarifbeschäftigte. Vorschläge und
Ideen gibt es hier eine ganze
Menge. Das Problem: die Politik
spielt nicht ohne weiteres mit.
Das verdeutlicht mir immer wie-

der, wie wichtig die Gewerk-
schaft der Polizei ist.

Sorge wegen Privatisie-
rung

Polizei – das sind nicht nur die
Beamten. Die Institution Polizei
würde nicht funktionieren, gäbe
es nicht auch die Tarifbeschäf-
tigten. Sorge macht uns, dass hier
zunehmend privatisiert werden
soll. Auch in unserem Land
Mecklenburg-Vorpommern gibt
es zum Beispiel die „Personal-

entwicklung“ – allerdings scheint
unser Innenministerium darun-
ter Personalabbau aus Spar-
gründen zu verstehen.

Einheitliche Tarifverträge
sind nötig

Die Unterscheidung in den
Tarifverträgen zwischen Arbei-
tern und Angestellten sollte ab-
geschafft werden. Was wir brau-
che, sind einheitliche Tarifverträ-
ge, die für unsere Mitglieder, Ver-
trauensleute und Personalräte
leicht anwendbar sind. Eine ein-
heitliche Bezeichnung der Tarif-
beschäftigten mit einem gleichen
Bezahlungssystem sollte unsere
Forderung sein.

Nach 12 Jahren Einheit gibt es
keinen plausiblen Grund, den
Mitgliedern in den neuen Län-

TARIFRUNDE 2002

Deutschland ist nun
größer – aber immer
noch geteilt

Rosemarie Hartmann-Woisin (Mitte) im Gespräche
mit Astrid Korn, Mitarbeiterin im HPR und zugleich
Vorstandsmitglied der Landesfrauengruppe, und Heinz
Woisin, freigestelltes Mitglied im HPR und zugleich
Vorsitzender der Kreisgruppe Schwerin.

   Foto: Silkeit



28  7/2002 Deutsche Polizei

INTERNATIONALES

Europa, darf’s ein bisschen
mehr sein?

Aufregende Action? Fehlan-
zeige. Ergebnis: weder Medien
noch Öffentlichkeit zeigen spür-
bares Interesse daran, dass seit
Ende März 2002 der Europäi-
sche Konvent den Entwurf für
eine Europäische Verfassung er-
arbeitet. Hinterher, wenn alles
beschlossen ist, heißt es garan-
tiert: da wurde hinter verschlos-
senen Türen gemauschelt. Nichts
da: es ist alles öffentlich, nichts
wird geheim gehalten, man muss
nur selbst Interesse zeigen.

Auch und gerade für die Poli-
zei wird es spannend. Man kennt
den alten Kalauer: „Polizei ist
schön und Ländersache“. Heißt
es künftig stattdessen: „Polizei ist
schön und Europa-Sache“?

Verfassung für 500 Mio.
EU-Bürger

Wenn es um große Worte geht,
sind die Staats- und Regierungs-
chefs der Mitgliedsländer der
Europäischen Union nicht

mundfaul. Auf dem letzten EU-
Gipfel am 14./15. Dezember 2001
in Laeken bei Brüssel war von
einer „Verfassung für die euro-
päischen Bürger“ die Rede. Nur
– wie gesagt – scheinen die Bür-
ger, für die sie bestimmt ist, da-
von kaum Notiz zu nehmen. Da-
bei geht das Thema in der Tat alle
Bürger an. Schließlich geht es um
den verfassungsrechtlichen Rah-
men eines Gebildes, das am Ende
dieses Jahrzehnts 30 Staaten mit
rund 500 Mio. Menschen umfas-
sen soll. Schon an diesem Punkt
können Kundige in Staats- und
Verfassungsrecht die Stirn run-
zeln: Wieso muss eine Verfassung
her, wenn es weder Staatsgebiet
noch Staatsvolk gibt? Wie immer,
wenn solche formalen Bedenken
kühn überwunden werden sollen,
nimmt man Zuflucht zu einer
„modernen Interpretation“. Ge-
nau das hat man auf dem EU-
Gipfel im Dezember 2001 getan
und den neuen Begriff „Verfas-
sung für die europäischen Bür-
ger“ erfunden.

Inzwischen sind die Arbeiten
an dieser Verfassung längst im
Gange. Der Europäische Kon-
vent beschäftigt sich mit dieser
Aufgabe. Unter der Leitung des
ehemaligen französischen Staats-

präsidenten Valery Giscard
d’Estaing arbeiten seit dem 21.
März 2002 insgesamt 105 Dele-
gierte an dem Entwurf einer Ver-
fassung. Darunter sind 56 Abge-
ordnete der nationalen Parla-
mente der Mitgliedsstaaten und
der Beitrittsländer, 16 Abgeord-
nete des Europäischen Parla-
ments, 28 Vertreter der Regie-
rungen und zwei Repräsentanten

dern die Arbeitsbedingungen aus
den alten Ländern zu verweigern
oder Abstriche daran zu machen.
Die Abschaffung des BAT-O ist
mehr als überfällig.

Das Thema auf der 2. Tarifpo-
litischen Konferenz war zukunft-
weisend: “Arbeiter/Innen und
Angestellte im Gefüge Euro-
pas“. Allerdings sind wir noch
nicht mal in der Bundesrepublik
richtig angekommen.

Qualifizierung gefordert

Ein Problem sehe ich auch in
der Fortbildung und Qualifizie-
rung unserer Angestellten und
Arbeiter. Wenn sie eine andere
Aufgabe übernehmen wollen,
scheitert es oft an ihrer Nicht-
qualifikation. Noch sind die
Möglichkeiten hier nicht ausrei-
chend.

Ich kann Karola Müller nur
zustimmen, auch ich denke, man
sollte Politikerreden recht kri-
tisch betrachten.

Für die Zukunft wünsche ich
mir Anerkennung meiner Arbeit
und dass auch jedem bewusst
wird, wie wichtig eigentlich der
Tarifbereich in unserer Polizei ist.

Rosemarie Hartmann-Woisin

TARIFRUNDE 2002
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der Europäischen Kommission.
Die Aufgabe ist gewaltig.
Schließlich geht es um die künf-
tige Gestalt Europas angesichts
der kommenden Erweiterung.
Damit ist zugleich er Zeitrahmen
gesetzt. Bis zum Frühjahr näch-
sten Jahres hat der Konvent Zeit.
Dann soll ein einigungsfähiger
Entwurf für eine Verfassung vor-
liegen. Es ist ausdrücklich von
„Verfassung“ die Rede, nicht von
einem „Verfassungsvertrag“.

Das klingt nach Wortklaube-
rei, hat aber einen entscheiden-
den Hintergrund: über einen
Verfassungsvertrag könnte der
Europäische Rat, also die Regie-
rungsvertreter, entscheiden:
Über eine Verfassung hingegen
ist im Wege eines Referendums
zu befinden, darin hat also tat-
sächlich der Bürger das letzte
Wort.

Entwurf noch unklar

Da könnte man ganz im Sin-
ne von Willy Brandt von „Mehr
Demokratie wagen“ sprechen,
wofür die Zusammensetzung des
Konvents spricht, in dem – wie
beschrieben – die Parlaments-
vertreter und nicht die Regie-
rungsvertreter das Übergewicht
haben. Bliebe es schwergewich-
tig eine Angelegenheit der Re-
gierungsvertreter, wäre es – wie
man in Brüssel sagt – eine De-
batte der Experten, also der üb-
lichen Verdächtigen.  Noch aller-
dings sind die Unklarheiten groß,
was den Entwurf einer Europäi-
schen Verfassung angeht. Cha-
rakteristisch hierzu eine Stimme
aus dem Konvent: „Der große
Wurf wird sehr schwer, weil nie-
mand weiß, wohin man werfen
soll.“

Dass eine solche Verfassung
dringend benötigt wird, ist unbe-
stritten. Man hat eingesehen,
dass die parlamentarische Kon-
trolle über das EU-Parlament
und die nationalen Parlamente
nicht Schritt halten kann mit der
Kompetenzwahrnehmung der
EU im Wege des Integrations-
prozesses.

Es gibt schon recht klare Vor-
stellungen über die künftige
Konstruktion der EU. Das ange-
strebte Reformergebnis lässt sich

mit dem Begriff „Föderation der
Nationalstaaten“ umschreiben.
Wenn daraus etwas werden soll,
muss geregelt werden, wie dieses
Gebilde funktionieren soll. Die
künftige Verfassung muss dem-
nach die Gewaltenteilung in der
EU regeln. So soll das EU-Par-
lament zu einer „Bürgerkam-

ist die Kernfrage, die es zu klä-
ren gilt. Für die Polizei heißt das,
dass auch im Rahmen einer EU-
Verfassung es weiterhin eine na-
tionale Verantwortung für die
innere Sicherheit und somit auch
nationale Polizeien geben wird.
Allerdings sind durchaus be-
stimmte Kompetenzen auf EU-
Ebene denkbar, etwa bei Straf-
taten zum Nachteil der EU. Zu
diesem Thema gehört auch die
weitere Entwicklung von
EUROPOL.

Bestandteil der künftigen EU-
Verfassung soll die Grundrech-
te-Charta werden, die am 7. De-
zember 2000 in Nizza von den
EU-Staats- und Regierungschefs
feierlich proklamiert worden

die Gewährleistung des Gewerk-
schaftsrechts (Artikel 12 Abs. 1)
und das Recht auf Kollektiv-
verhandlungen (Artikel 28). Bei-
de Grundrechte müssen nach
Auffassung der GdP in Kraft
sein, wenn es 2004 um die EU-
Erweiterung geht. Es kann nicht
sein, dass Beitrittsländer aufge-
nommen werden, in denen
Polizeibeschäftigte keine Ge-
werkschaftsrechte haben. Wenn
es da eine Lücke gibt, droht in-
nerhalb der EU die Nivellierung
der wirtschaftlichen und sozialen
Verhältnisse nach unten. Völlig
im Sinne der GdP ist daher die
Stellungnahme des DGB zur lau-
fenden Verfassungsdebatte in
Europa. Danach fordert der
DGB die unveränderte Aufnah-
me der Grundrechte-Charta in
die Verfassung.

Der Konvent, der trotz oder
gerade wegen des Mangels an
öffentlicher Aufmerksamkeit an
größtmöglicher Transparenz sei-
ner Arbeit interessiert ist, will
auch die Jugend ansprechen.
Konventionspräsident Giscard
d’Estaing plant vom 9. bis 12. Juli

Die Grundrechte-Charta
hatte das gleiche Schicksal wie
die derzeitige Arbeit des Kon-
vents: sie fand – von einer ak-
tuellen Berichterstattung ab-
gesehen – keine größere öf-
fentliche Resonanz. Dabei ist
sie durchaus die Lektüre wert.
Entstanden ist sie übrigens
ebenfalls im Rahmen eines
Konvents, den damals der
ehemalige Bundespräsident,
Professor Dr. Roman Herzog,
leitete. Sie spiegelt das euro-
päische Wertemodell wider
und ist als „Vertrauensbilden-
de Maßnahme“ für die Bürger
in der EU gedacht: Mit der
Normierung der Grundrech-
te der Bürger soll sie als
Machtbegrenzung der Regie-
renden wirken.

war. Die ganze Feierei konnte
freilich den größten Mangel der
Charta nicht überdecken: Sie ist
nicht rechtsverbindlich. Dies
würde sich allerdings ändern,
wenn sie als Bestandteil der EU-
Verfassung Rechtskraft erhielte.

Grundrechte-Charta
unverändert aufnehmen

Für die Polizeibeschäftigten
und ihre Gewerkschaften sind
insbesondere zwei Artikel der
Grundrechte-Charta von we-
sentlicher Bedeutung, nämlich

Der große Wurf
wird sehr schwer,
weil niemand weiß,
wohin man werfen
soll.

Nicht was gemacht
wird, sondern wer
es darf, ist die Kern-
frage

mer“ (weil von den Bürgern ge-
wählt), der Rat (als Vertretung
der Regierungen) zur Staaten-
kammer und die Kommission zur
Exekutive werden.

Machtbalance

Der so genannte Dritte Pfei-
ler, also Angelegenheiten von
Justiz und Inneres, soll bei der
Reform der EU in den Ersten
Pfeiler überführt werden, also
von der zwischenstaatlichen Re-
gelung zur gemeinschaftlichen
Wahrnehmung dieser Aufgaben.

Genau da wird es für die Poli-
zei spannend: Der derzeit gülti-
ge EU-Vertrag spricht bekannt-
lich bereits von dem Auftrag, „ei-
nen einheitlichen Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des
Rechts“ zu erhalten und weiter
zu entwickeln. Damit reklamiert
die EU eine gewisse Kompetenz

auf den Gebieten Inneres und
Recht. Man muss allerdings zu-
gleich beachten, dass die Euro-
päische Union nach dem Subsi-
diaritätsprinzip arbeitet. Damit
ist die Kompetenzabgrenzung in
der EU angesprochen. Auch sie
ist Thema des Konvents, weil es
um die Machtbalance zwischen
der EU und den Mitgliedsstaa-
ten geht. „Nicht was gemacht
wird, sondern wer es darf“, das

2002 in Brüssel einen Jugend-
Konvent, zu dem Jugendliche
zwischen 18 und 25 Jahren ein-
geladen werden sollen, um die
Forderungen der jüngeren Gene-
ration an die Zukunft Europas zu
formulieren.

W. Dicke

Mehr zur Erarbeitung der Eu-
ropäischen Verfassung unter:
www.europa-web.de
siehe auch:
www.europa-digital.de

 Es kann nicht
sein, dass Beitritts-
länder aufgenom-
men werden, in
denen Polizei-
beschäftigte keine
Gewerkschafts-
rechte haben.
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WAFFENRECHT

Zu unserem Beitrag „Zugang zu Waffen wird deutlich er-
schwert“ (DP 6/02) erreichte uns jede Menge Leserpost.
Nicht alles können wir veröffentlichen. Deshalb hier noch-
mals ausführlich die neue Gesetzeslage und unser Stand-
punkt zum derzeitigen Waffenrecht.

Änderungen nach
Erfurt –
in breitem Konsens

Ein breiter Konsens zeichnet
sich nunmehr zu den nochmali-
gen Änderungen des Waffen-
gesetzes ab, zu denen sich der
Gesetzgeber nach der Bluttat
von Erfurt am 26. April 2002
veranlasst gesehen hatte. Ganz
klar, dass der Verschärfung in ei-
ner Reihe von Punkten des ge-
rade erst vom Bundestag be-
schlossenen Gesetzes etwas Sym-
bolhaftes anhaftet. Gleichwohl
ist anzuerkennen, dass die Ar-
beitsgruppe „Änderungspunkte
zum Waffengesetz“ des Vermitt-
lungsausschusses von Bundestag
und Bundesrat um Sachlichkeit
bemüht war. Nach dem verein-
barten Fahrplan soll der Bundes-
rat am 21. Juni 2002 – also nach
Redaktionsschluss dieser Ausga-
be – dem so geänderten Gesetz-
entwurf zugestimmt haben.

Das Ergebnis der Arbeits-
gruppe kommentierten in selte-
ner politischer Einmütigkeit
Bundesinnenminister Otto
Schily, sowie seine beiden Län-
derkollegen Dr. Günther Beck-
stein (Bayern) und Dr. Fritz
Behrens (Nordrhein-Westfalen):
„Es ist erfreulich, dass es gelun-
gen ist, sich in einer sachorien-
tierten Debatte auf die im Inter-
esse der inneren Sicherheit not-
wendigen Anpassungen zu ver-
ständigen. Differenzierte Rege-
lungen stellen gleichzeitig sicher,
dass Jägern und Sportschützen
nicht unnötige oder gar schika-
nöse Erschwernisse auferlegt
werden.“ Damit, so die Minister,
werde erneut klargestellt, dass
die Hauptgefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung
von den illegalen Waffenbesit-
zern ausgingen und nicht von den
Jägern und Sportschützen.

Der illegale Waffenbesitz ist
jetzt „im Visier“. Das Gesetz be-
inhaltet eine „großzügige
Amnestieregelung“; sie sieht
Straffreiheit für den Besitzer il-
legaler Waffen vor, wenn er sie
innerhalb von fünf Monaten
nach Inkrafttreten unbrauchbar
macht oder sie der zuständigen
Behörde übergibt. Schon als die-
ser Gedanke vom Niedersächsi-
schen Justizminister, Prof. Dr.
Christian Pfeiffer Anfang Mai in
die Diskussion gebracht wurde,
hatte sich der GdP-Vorsitzende
Konrad Freiberg skeptisch ge-
zeigt: „Es schadet nichts, aber es
wird wohl auch nicht viel brin-
gen.“ Ähnliche Skepsis ist bei

Anhebung der Altersgrenze
für Erwerb und Besitz von
Schusswaffen

Grundsätzlich wird das Alter
von Sportschützen von 18 auf 21
Jahre angehoben. Für Kleinkali-
bersportwaffen und für Einzel-
laderflinten bis zu einem be-
stimmten Kaliber bleibt es bei
der Altergrenze von 18 Jahren,
wenn die Waffen jeweils durch
genehmigte Schießsportordnun-
gen zugelassen sind. Damit sind
diejenigen Waffen abgedeckt, die
insbesondere für olympische
Disziplinen zugelassen sind. Für
Jäger wird die Altersgrenze für
den Jugendjagdschein von 16 auf
18 Jahre angehoben.

Medizinisch-psychologische
Untersuchung vor der Ertei-
lung waffenrechtlicher Erlaub-
nisse

Personen, die noch nicht 25
Jahre alt sind, müssen grundsätz-
lich vor dem ersten Erwerb einer
erlaubnispflichtigen Schusswaffe
ein Zeugnis über ihre geistige
Eignung zum Waffenbesitz vor-
legen. Ausgenommen sind Jäger

beit qualifizierte“ Schießaufsicht
für die Altergruppe von Kindern
und Jugendlichen zwischen 12
und 16 Jahren.

Behördliche Genehmigung von
Schießsportordnung

Um sicher zu stellen, dass der
schießsportliche Charakter in
Abgrenzung zum (verbotenen)
kampfmäßigen Schießen ge-
wahrt wird, werden die Schieß-
sportordnungen einer behördli-
chen Genehmigung unterworfen.
Diese Entscheidung soll zentral
durch das Bundesverwaltungs-
amt getroffen werden; auf Anre-
gung der GdP soll hierbei ein
Fachbeirat mitwirken, in dem
neben den Behörden des Bundes
und der Länder auch Vertreter
des Schießsports repräsentiert
sind.

Es soll eine Definition des
sportlichen Schießens zur Ab-
grenzung vom kampfmäßigen
Schießen getroffen werden.

Verbot von „Pumpguns“

Unter dem Eindruck der Tat
von Erfurt war verbreitet – un-
geachtet, ob das waffentechnisch
überhaupt begründbar ist – ein
Totalverbot so genannter Pump-
guns gefordert worden. Es be-
durfte schon erheblicher Über-
zeugungskraft, einen solchen
„Rundumschlag“ zu verhindern.
Übrig geblieben ist das Verbot
solcher Pumpguns, die die Innen-
minister als klassische „Unter-
welt-Waffen“ bezeichneten, also
Vorderschaft-Repetierflinte le-
diglich mit Pistolengriff ohne An-
schlagschaft. Zur zweifelsfreien
Definition hatte die GdP einen
entsprechenden Vorschlag dem
Bundesinnenministerium zuge-
leitet.

Meldepflicht für Waffen-
händler beim Überlassen von
Schusswaffen

Künftig sind Waffenhändler
verpflichtet, das Überlassen von
Schusswaffen nicht nur in der
Waffenbesitzkarte des Erwer-
bers und im Waffenbuch einzu-

Künftig verboten: Vorderschaft-Repetierflinte nur mit Pistolengriff ohne
Anschlagschaft.

den ebenfalls angekündigten
„zusätzlichen polizeilichen Be-
kämpfungsmaßnahmen“ ange-
bracht, weil sich wieder einmal
die Frage stellt, woher das not-
wendige Personal kommen soll.

Der Katalog mit „Präzisierun-
gen“ des Gesetzentwurfs, der
dem Vermittlungsausschuss zu-
gleitet wurde, lässt eine Reihe
von Anregungen der GdP erken-
nen, wie sie am 3. Mai 2002 der
Spitze des Bundesinnenministe-
riums unterbreitet worden wa-
ren.

Im Einzelnen sieht der Kata-
log die folgenden Konkretisie-
rungen vor:

wegen ihrer anspruchsvollen
Ausbildung und Prüfung sowie
Sportschützen hinsichtlich des
Erwerbs von Kleinkaliberwaffen
und Sportflinten.

Die Waffenbehörden sind
künftig verpflichtet, unabhängig
von der Altersgrenze, ein medi-
zinisch-psychologisches Gut-
sachten zu verlangen, wenn Tat-
sachen Bedenken an der persön-
lichen Eignung begründen.

Betreuung beim Schießtraining
minderjähriger Schützen

Verlangt wird künftig eine
„für die Kinder- und Jugendar-
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tragen, sondern den Erwerb auch
binnen zwei Wochen der zustän-
digen Waffenbehörde zu melden.

Aufsichtsmöglichkeiten der
Schießsportverbände gegen-
über ihren Vereinen

Präzisiert werden soll die Ver-
antwortung der Schießsport-
verbände für ihre Vereine. Dies
soll der Verbesserung der staat-
lichen Aufsichts- und Einwir-
kungsmöglichkeit dienen.

Mindestaltersgrenze für Kinder

Die Absenkung des Mindest-
alters von 12 auf 10 Jahre für den
Schießsport von Kindern, wie sie
das neue Waffenrecht vorsah,
wird wieder rückgängig gemacht.
Zur Förderung des Leistungs-
sports können Ausnahmen be-
willigt werden.

Auskunftsmöglichkeit aus dem
Erziehungsregister

Zur Prüfung der persönlichen
Eignung wird die Auskunft aus
dem beim Bundeszentralregister
geführten Erziehungsregisters
eingeführt. Dort sind Erzieh-
ungsmaßregeln als Rechtsfolge
von strafrechtsrelevantem Ver-
halten von Personen enthalten,
die unter das Jugendstrafrecht
fallen. Sinn dieser Regelung ist
es, Personen vom Umgang mit
Waffen auszuschließen, bei de-
nen die gerichtliche Würdigung
gezeigt hat, dass sie für den Um-
gang mit Waffen nicht die not-
wendige charakterliche Reife
besitzen.

Kein Regelungsbedarf

In der öffentlichen und politi-
schen Diskussion wurden insbe-
sondere noch zwei Themen be-
handelt, für die man jedoch nach
eingehender Prüfung keinen
Regelungsbedarf sah:

Zunächst war die Forderung
laut geworden, grundsätzlich alle
Munition nur noch an den
Schießstätten aufzubewahren.
Davon war man schnell durch

den Hinweis auf die in Rede ste-
henden Mengen und den erheb-
lichen Sicherungsaufwand abge-
kommen. Übrig geblieben war
darauf hin der Gedanke, Groß-
kalibermunition an Schieß-
stätten aufzubewahren. Auch
hier kam die Arbeitsgruppe des
Vermittlungsausschusses zu dem
Ergebnis, dass eine solche Rege-
lung mehr Nachteile als Vorteile
bringen würde. Munitionslager,
gerade dieser für Kriminelle in-
teressante Munition, wären als
Einbruchsziele einfach zu verlo-
ckend gewesen. Außerdem wäre
das Verbot privater Aufbewah-
rung leicht zu umgehen gewesen,
z. B. durch Kauf im benachbar-
ten Ausland.

Auch hier wurde zunächst ge-
fordert, den Erwerb von
Gebrauchswaffen durch Sport-
schützen zu unterbinden. Dann
kam die Einsicht, dass die Defi-
nition Schwierigkeiten bereitet,
zumal zahlreiche Sportwaffen
„Ableger“ von Gebrauchswaffen
sind. Die Konkretisierung der für
die jeweiligen schießsportlichen
Disziplinen zugelassenen Waffen
wird daher im Rahmen der Zu-
lassung der Schießsportordnun-
gen unter Mitwirkung des Fach-
beirats vorgenommen.

Das parlamentarische
Verfahren

Der Vermittlungsausschuss
hat sich am 12. Juni 2002 mit den
Vorschlägen der Arbeitsgruppe
befasst und den entsprechenden
Vermittlungsvorschlag beschlos-
sen, der am 14. Juni vom  Bundes-
tage bestätigt wurde. Wenn am
21. Juni 2002 der Bundesrat zu-
gestimmt hat, ist die Novellie-
rung des Waffenrechts doch noch
in dieser Legislaturperiode ge-
lungen. Vorgesehen ist, dass das
neue Waffenrecht ein halbes Jahr
nach Verkündung in Kraft tritt.
Das Verbot der wie oben defi-
nierten Pumpguns hingegen soll
sofort wirksam werden.

W.D.

Nun ist es amtlich. Das Besoldungsstrukturgesetz kann in
Kraft treten. Der Bundesrat stimmte auf seiner Mai-Sit-
zung 2002 dem Gesetz zu.

Aus gewerkschaftlicher Sicht
gilt zunächst einmal festzuhalten,
dass die intensiven Bemühungen
von GdP – auf Bundes- und auf
Landesebene – und DGB-Ge-
werkschaften in zwei Punkten
zum Erfolg geführt haben:

• der Verheiratetenanteil
im Familienzuschlag bleibt unan-
getastet;

• im Eingangsamt und er-
sten Beförderungsamt im geho-
benen und höheren Dienst wird
keine Bandbreitenregelung ein-
geführt.

Leider konnte nicht verhin-
dert werden, dass Führungs-
funktionen auf Zeit an Schullei-
ter und Amtsleiter im Gemein-
debereich zukünftig bereits ab
der Besoldungsgruppe A 11 ver-
geben werden können. Hier ver-
traten GdP und DGB die Auffas-
sung, dass für Führungsfunk-
tionen auf Zeit nur Ämter der
Besoldungsordnung B infrage
kommen dürfen, im Schulleiter-
bereich könnte dies auch ein
Amt der Besoldungsgruppe A 16
umfassen.

Hier nun die wichtigsten
Punkte des Besoldungsstruktur-
gesetzes (BesStruktG):

• Durch Änderung des § 26
BBesG können Bundes- und
Landesregierungen abweichen-
de Stellenobergrenzen für Be-
förderungsämter festlegen. Die-
se Ermächtigungsnorm gilt für
fünf Jahre nach Inkrafttreten des
BesStruktG.

• Bei der Vergabe von Lei-
stungsstufen, -prämien und -
zulagen können bis zu 15 % (statt
bisher 10%) der Beamten der
Besoldungsordnung A berück-
sichtigt werden. Wird die Quote
bei der Leistungsstufengewäh-
rung nicht ausgeschöpft, kann
der nicht verbrauchte Teil zur
Gewährung von Leistungsprämi-
en und -zulagen zusätzlich ge-

nutzt werden. Für die Vergabe
von Leistungsstufen bedarf es
fortan nicht mehr des Ablaufs
der Hälfte des Zeitraums bis zum
Erreichen der nächsthöheren
Stufe (§§ 27 Abs. 3, 42 a Abs. 2
BBesG).

• Für die Wahrnehmung
befristeter Funktionen kann ei-
nem Beamten eine Zulage bis
zur Dauer von fünf Jahren ge-
zahlt werden; die Zulage wird
jedoch erst ab dem 7. Monat der
ununterbrochenen Wahrneh-
mung gewährt (§ 45 BBesG).

• Durch Ergänzung des
§ 22 Erschwerniszulagenverord-
nung wird rückwirkend zum 1.
Januar 2002 den Polizeivollzugs-
beamten als Flugsicherheits-
begleiter an Bord von deutschen
Luftfahrzeugen (Skymarshals)
eine Erschwerniszulage von mo-
natlich 153,39 EUR gewährt.

• Der Ausgleichszeitraum
für geleistete Mehrarbeit wird
von bisher drei Monaten auf ein
Jahr ausgeweitet (§§ 44 BRRG,
72 Abs. 2 BBG, § 3 Mehrarbeits-
vergütungsordnung).

Die endgültige Fassung des
Gesetzes hat nach gewerkschaft-
licher Auffassung nicht mehr den
hochtrabenden Namen „Struk-
turgesetz“ verdient; dennoch be-
grüßt die GdP, dass das Bes-
StruktG nach der langen Be-
ratungszeit (Referentenentwurf:
Oktober 2000) noch in dieser Le-
gislaturperiode verabschiedet
wurde und nicht der Diskontinui-
tät verfiel. Die Landesbezirke
der GdP können nun bei ihren
Landesregierungen vorstellig
werden, um bessere Stellen-
obergrenzen zu erwirken.

HJA

BESOLDUNG

Besoldungsstruktur-
gesetz verabschiedet
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Daneben bieten wir mit unse-
rem Partner noch einen Bank-
sparplan – den GdP-Vorsorge-
plan für pensions-/rentennahe
Jahrgänge – sowie einen
Investmentplan – den GdP-
Generationplan für Mitglieder
mit dem Wunsch nach alternati-
ven Sparformen – an.

Dabei haben wir mit unserem
Kooperationspartner übrigens
noch einen Vorteil vereinbart:
Innerhalb der eben genannten
Vorsorgeformen können unsere
Mitglieder wechseln – sogar bis
zu dreimal völlig kostenlos.

Wann sollte der Einzelne mit
seiner persönlichen Vorsorge zur
Deckung der Riesterlücke begin-
nen – in diesem Jahr noch?

Ich rate dringend dazu! Sonst
verliert man einfach zuviel Geld!
Die frühesten Anlagen stehen
am längsten „auf Zinsen“, er-
bringen also den höchsten Er-
trag. Ein Beispiel:

Wer in diesem Jahr 25 alt ist
(männl.), nach A 9 in 2001 rd.
25.000 EUR verdient, und in die-
sem Jahr noch nicht die Riester-
Förderung nutzt, spart in der Tat
ca. 162 EUR.

(250 EUR Eigenbeitrag abzgl.
38 EUR Zulage, abzgl. ca. 50
EUR Steuerersparnis). Gleich-
zeitig würde dadurch aber sein
Anspruch auf GdP-Rente ab Al-
ter 60 etwa 19,75 EUR monatlich
niedriger ausfallen. Bei der pro-
gnostizierten Lebenserwartung
für Männer von rd. 79 Jahren sind
das ca. 4.503 EUR! Also: einmal
162 EUR gespart und auf 4.503
EUR verzichtet.

Aus meiner Sicht kann ich des-
halb nur allen Kolleginnen und
Kollegen raten, jetzt, nachdem
für uns an der Produktfront al-
les klar ist, möglichst bald mit
den empfohlenen Beratern unse-
res Kooperationspartners SI-
GNAL IDUNA in Kontakt zu
treten. Gemeinsam ist dann über
das persönlich optimale Vor-
sorgekonzept zu entscheiden. Ich
rate abschließend allen GdP-
Mitgliedern, genau zu prüfen und
dann zu entscheiden.

Weitere Informationen:
Service-Nr. 0231-13 57 570
Anfragen per E-Mail:
gdp-rente@pvag.de

SERVICE
(Fortsetzung von Seite 25)

Also: Lesen, Antwort auf-
schreiben und bis zum 15. Juli
2002 (Poststempel) an folgen-
de Adresse schicken:

Redaktion Deutsche Polizei
Kennwort:
Preisausschreiben
Stromstraße 4

10555 Berlin

Bitte unbedingt GdP-Mit-
gliedsnummer angeben!

Hier die Fragen:

1. Wie heißt der neue
Präsident der Führungs-
akademie Münster-Hiltrup?

2. Wer wurde zum neuen
Vorsitzenden der JUNGEN
GRUPPE (GdP) gewählt?

3. Auf wie viel Jahre
wird das Alter von Sport-
schützen nach dem neuen
Waffenrecht, das am 21. Juni
zum Beschluss vorlag, grund-
sätzlich angehoben?

4. Wofür steht die Ab-
kürzung PTSD?

5. Wie lautet die aktuel-
le Telefonnummer der Re-
daktion (Bundesteil) Deut-
sche Polizei?

Die richtigen Antworten
und die Gewinner veröffent-
lichen wir in unserer August-
Ausgabe.

(Redaktions-Mitarbeiter sind
von der Teilnahme ausge-
schlossen. Die Verlosung fin-
det unter Ausschluss des
Rechtsweges statt.)

Urlaubszeit-Mußezeit – auch mal Zeit, das vorliegende Heft ein wenig ge-
nauer zu lesen. Das kann sich diesmal sogar richtig lohnen: Wir haben fünf
Fragen zusammengestellt, deren Antworten alle in der vorliegenden Aus-
gabe der „Deutschen Polizei“ zu finden sind.

Hier die Preise:
1. Preis:
Ein Trolly „Expander
Line“ XXL

2. Preis
Eine Armbanduhr
 „Montana“

3. Preis
Ein Kaffeeautomat von
Braun

4.-9. Preis
Je eine Edelstahl-
Isolierkanne

10.-14.Preis
Je ein Taschenschirm

15.-20.Preis
Je ein Quartz-Reisewecker
„Eurochron“

Sommer-Preisausschreiben

Viel Glück!
Die Redaktion


